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Jetzt Abo 2010 einzahlen!
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In der Schweiz haben die Gewaltdelikte von 
Jugendlichen drastisch zugenommen. 1999 wur-
den 12‘162 Jugendstrafurteile ausgesprochen, 
2007 waren es 14‘404 (BfS, Statistik der Ju-
gendstrafurteile).
Gemäss einer repräsentativen Studie des Krimo-
logischen Instituts der Universität Zürich waren 
26% der Jugendlichen schon einmal oder mehr-
fach gewalttätig. Das sind Alarmzeichen, und 
die Folgen sind spürbar: Unschuldige Passanten, 
welche zur falschen Zeit am falschen Ort sind, 
werden auf brutalste Weise ohne jegliche Reue 
zusammengeschlagen. Dies geht soweit, dass 
die Opfer schwere körperliche sowie psychische 
Schäden erleiden, nicht wenig sogar den mas-
siven Verletzungen erliegen. Auslöser für diese 

brutalen und aggressiven Angriffe sind schwer 
nachvollziehbar. Mögliche Gründe  sind zerbro-
chene Familien, Gruppenzwang und schlecht 
integrierte Ausländer.
In den letzten 20 Jahren nahmen die Delikte 
massiv zu. Aus dem unten aufgeführten Dia-
gramm ist ersichtlich, dass ein Drittel bis zur 
Hälfte der Straftaten von Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund begangen wurde.
Es ist erschreckend, zu sehen, dass innerhalb 
von nur sechs Jahren die Zahlen zwischen 11% 
und 17% zugenommen haben. Während im Jahr 
1988 rund ein Drittel der Straftaten von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund begangen 
wurden, waren es im Jahr 1994 schon fast die 
Hälfte. Im Jahr 2004 fand nochmals eine Steige-
rung um über die Hälfte statt. Ein Rücklauf der 
Zahlen ist nicht zu erwarten.
Die Strafen, welche durch die Justiz ausgespro-
chen werden, sind  zu lasch. Das heutige Jugend-
strafgesetz ist zu stark auf Spezialprävention 
ausgerichtet. Gemeinnützige Arbeiten, Migrati-
onskurse oder Therapien in einem Jugendlager 
alleine reichen nicht. Auch für Jugendliche muss 
das Strafrecht eine abschreckende Wirkung ha-
ben. Das Leid der Opfer steht heute oft in keinem 
Verhältnis zur Strafe, die der Täter erhält. Politik 
und Justiz sind gefordert, auch mit dem Mittel 
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des Strafrechts wieder vermehrt klare Grenzen 
zu setzen. In die Pflicht genommen werden müs-
sen aber auch vermehrt die Eltern jugendlicher 
Straftäter, die ihre Erziehungsverantwortung oft 
zu wenig oder gar nicht wahrnehmen.
Wo ein Gesetz keine abschreckende Wirkung 
hat, besteht die Gefahr von Wiederholungstaten, 
welche in gleichem oder grösserem Ausmass 
stattfinden. 
Schwerkriminelle Jugendliche ausländischer 
Herkunft missbrauchen ihr Gastrecht und be-
weisen durch ihre Taten, dass weitere Integrati-
onsbemühungen zum Scheitern verurteilt sind. 
Gewaltdelikte werden oft mit Erlebnissen aus 
dem Herkunftsland entschuldigt. Durch den ste-

tig steigenden Gruppenzwang und Mutproben 
will man begangene Taten übertreffen. 
Da meist beide Elternteile arbeiten, ist die Kon-
sequenz daraus, dass die Erziehungsverantwor-
tung vernachlässigt wird. Es findet eine zu lasche 
Kontrolle statt. Den Eltern muss bewusst sein, 
was ihre Kinder in ihrer Freizeit machen. 
Die Erziehungsverantwortung kann und darf 
nicht den Lehrern, den Tagesschulen und Kin-
dergärten übergeben werden. Verantwortung 
kann nicht  delegiert werden. Den Anstand und 
den Umgang mit Mitmenschen muss durch die 
Eltern vermittelt werden. 
Die Polizei- und Militärkommission der Jungen 
SVP fordert:

Ein bisschen «Action»…
Die Langeweile Jugendlicher als Gesellschaftsproblem

Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern

1982 gewann die damals 18-jährige deutsche 
Schlagersängerin Nicole den Eurovision Song 
Contest mit ihrem Lied «Ein Bisschen Frieden». 
Das Gewinnerlied schlug – gerade bei Jugend-
lichen – wie eine Bombe ein (es feierte etwa 
denselben Grosserfolg wie 1964 das Lied der 
damals 17-jährigen Gigliola Cinquetti «Non ho 
l’età»).
Heutzutage scheint für unsere Jugendlichen ein 
Bisschen Frieden definitiv «out» zu sein. «In» 
ist vielmehr – und dafür ist sich keiner zu jung 
– ein Bisschen «action». Unter diesem dem Eng-
lischen entlehnten Begriff verstehen sie einen 
Kick kitzliger Unterhaltung in ihrer grenzen-
losen Langeweile.

Es wird sabotiert, gestohlen, randaliert, zer-
stört, vergewaltigt, herumgerast und grund-
los zu- bis totgeschlagen. Aus purer Lange-
weile.

Offenbar aus purer Langeweile hat unlängst ein 
16-jähriger Schüler anonym Amok-Drohanrufe 
gegen die Gewerblich-industrielle Berufsschu-
le Bern getätigt, was einen Grosseinsatz von 
Rettungs- und Sicherheitskräften erforderte und 

die Schule einen halben Tag lahmlegte. Er habe 
nichts Böses im Sinne gehabt, sondern einfach 
«ein Bisschen «Action» gewollt, gab er danach 
als Begründung zu Protokoll.
Nur ein ärgerlicher Bagatellfall vielleicht. Ein 
Dutzendfall. Jedenfalls wenn man an die nicht 
abbrechen wollende Reihe der zahlreichen an-
deren, weitaus schlimmeren Fälle denkt, wel-
che Tag für Tag die Zeitungsspalten füllen. Da 
werden bei weitem nicht nur mutwillig Schul-
betriebe sabotiert, blödsinnig Hausfassaden 
verschmiert und idiotische Vandalenakte gegen 
öffentliche Verkehrsmittel verübt. Da wird nicht 
nur an bald jedem Sportanlass randaliert, son-
dern es werden todgefährliche Raserrennen auf 
unseren Strassen unternommen, gruppenweise 
Mädchen vergewaltigt und grundlos zufällig an-
getroffene Passanten brutal bis zu deren Tod zu-
sammengeprügelt. Man besäuft sich oder pumpt 
sich mit Drogen voll, denn danach machen die 
«Actions» ja erst recht so richtig Spass.

War es denn nicht schon immer so?
Verstehen wir uns richtig: Solcherlei tun nicht 
alle Jugendlichen. Und dass die Jungen respekt-
los, d. h. nicht so brav und folgsam sind wie 
erwünscht, darüber haben sich schon griechische 
Philosophen in der Antike beklagt. Also nichts 

Neues unter der Sonne. Oder doch? Betrachten 
wir zwei Dinge: Erstens sind es zwar bei Weitem 
nicht alle Jungen, die so sind, aber es sind deren 
(zu) viele. Und zweitens haben Jugendliche in 
der Weltgeschichte wohl noch nie derart oft 
aus purer Langeweile sabotiert, gestohlen, ran-
daliert, zerstört, vergewaltigt, herumgerast und 
grundlos zu- bis totgeschlagen. Grund genug, 
sich ernsthaft Sorgen zu machen über das Biss-
chen «Action», das viele unserer Jugendlichen 
heutzutage suchen.

Was tun gegen die galoppierende 
Wohlstandsverwahrlosung?
Man mag das alles resignierend als Symptom 
unserer Wohlstandsverwahrlosung abtun. Denn 
noch nie so sehr wie heute hatten unsere Ju-
gendlichen alles, was sie brauchten und sich 
wünschten, und noch viel mehr dazu. Aber 
eben: Das allein genügt nicht. Wohlstand alleine 
scheint nicht glücklich zu machen. Aber was 
fehlt ihnen denn? Wohl etwas, das tiefer liegt als 
das rein Materielle. Etwas, das über die werbe-
mässig inszenierten Gelüste unserer Konsumge-
sellschaft hinausgeht. Das neue (erhaltene oder 
geraubte) Handy fasziniert nur einige Momente. 
Dann kehrt die übliche sinnlose Leere zurück. 
Was kann man dagegen tun ?

Von der präventiven Nützlichkeit 
von Strafen
Man kommt wohl nicht umhin, Fehlverhalten zu 
bestrafen. Und vielleicht sind schärfere Strafen 
nötig als heute üblich, solche, die wirklich weh 
tun. Solche, deren Androhung infolge ihrer ab-
schreckenden Wirkung bereits präventive Wir-
kung haben. 

Der Papagei

Eine Frau bekam einen Papagei geschenkt. 
Der Vogel war farbenprächtig und vermoch-
te auch noch fliessend zu sprechen, doch 
das hatte einen riesigen Nachteil. Denn der 
Papagei  fluchte  und  lästerte  ununterbro-
chen auf himmelschreiende Art und Weise. 
So  sehr  die  Frau  ihm  auch  Tag  für  Tag 
liebe  und  nette  Dinge  vorsagte,  mehr  als 
Schimpfworte und Vulgaritäten gab der Pa-
pagei nicht von sich.

Eines Tages  riss der Frau der Geduldsfa-
den,  und  völlig  entnervt  steckte  sie  den 
Papagei kurzerhand in den Tiefkühler. Drin-

Foto: ZVG

•  Eine Verschärfung des Jugendstrafgesetzes 
und die Anwendung des Erwachsenenstraf-
rechtes auf kriminelle Jugendliche ab 16 
Jahren bei schweren Gewaltdelikten.

•  Bei Vernachlässigung ihrer Erziehungsver-
antwortung haben Eltern für die Fehler 
ihrer Kinder die Konsequenzen zu tragen.

•  Ausschaffung jugendlicher Ausländer bei 
schweren Gewaltdelikten.

•  Ausschaffung jugendlicher Wiederholungs-
täter ausländischer Herkunft und deren 
Eltern bei schweren Gewaltdelikten.

•  Verurteilung von Ausländer in der Schweiz 
nach Schweizer Recht - Verbüssung der 
Strafe in ihrem Herkunftsland.
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Strafe muss wehtun

Die Ereignisse von München schockierten im 
In- und Ausland. Es galt lange als unvorstellbar, 
dass in der Schweiz wohnhafte Schüler wahllos 
Passanten angreifen, sie schwer verletzen und 
selbst vor Behinderten keinen Halt machen. Und 
obwohl diese Tat noch immer unfassbar ist, sie 
passt ins Bild der letzten Jahre. 
Es vergeht kaum ein Tag ohne neue Gewaltakte. 
Nur die Spitze des Eisberges landet in den Me-
dien und somit auch in der Öffentlichkeit. Die-
se Entwicklung ist kein Zufall. Das Strafrecht 
wurde in den letzten Jahren aufgeweicht und in 
vielen Bereichen wirkungslos. Ziel ist, Täter zu 
resozialisieren. Nicht der Opferschutz steht im 
Zentrum, sondern die Heilung des Täters. 
Viele Täter werden milder bestraft. So muss 
mehr als die Hälfte der Vergewaltiger heute nicht 
ins Gefängnis oder nur teilweise. Mit dem alten 
Strafrecht mussten 77 Prozent der Sexualstraf-
täter ins Gefängnis, mit dem neuen nur noch 48 
Prozent. Schwersttäter, die eine Gefahr für die 
Gesellschaft darstellen, müssten primär verfolgt 
und hart sanktioniert werden. Heute geniessen 
sie zuerst psychologisch-psychiatrisches Ver-
ständnis. Statt die Opfer und ihre Angehörigen 

in den Vordergrund zu stellen und ihnen den 
Schutz der Gesellschaft zu geben, können sich 
«arme» Täter auf mildernde Umstände und Per-
sönlichkeitsrechte berufen. 
Auch hängt die höhere Kriminalitätsrate direkt 
mit der unkontrollierten Einwanderung zusam-
men. Dies bestätigen Experten sowie die Kri-
minalstatistiken. So waren Ende 2008 in der 
Schweiz insgesamt 5780 Personen inhaftiert. 
Davon waren 4027 ausländische Staatsange-
hörige. Der Ausländeranteil betrug somit 69,7 
Prozent bei einem Gesamtausländeranteil von 
21,4%. Gemäss Kriminalstatistik des Bundes-
amts für Polizei haben sich in den letzten zehn 
Jahren die vorsätzlichen Körperverletzungen 
mehr als verdoppelt. Die Vergewaltigungen nah-
men um über siebzig Prozent zu. 
Auch die Jugendgewalt ist ein riesiges Problem: 
Immer mehr Straf- und Gewalttäter sind Jugend-
liche. Immer härter sind ihre Taten. Seit Jahren 
macht die Junge SVP auch auf dieses Phänomen 
aufmerksam und fordert eine Verschärfung des 
Jugendstrafrechts. 
Viele – speziell ausländische und jugendliche – 
Täter lachen über mildes Strafrecht und den la-
schen Vollzug. Präventive Wirkung? Keine Spur. 
Die Gefängnisse müssen von Wohlfühloasen zu 
richtigen Strafanstalten umgebaut werden: Der 
Mörder der 16-jährigen Lucie gab als Grund für 
die Tötung an, er habe zurück ins Gefängnis ge-
hen wollen. Und die Vorfälle in der Strafanstalt 
Schöngrün erinnern eher an einen Ferienclub als 
an eine Strafanstalt. Gefangene bewegten sich 
völlig frei, bestellten Frauen für Sex und konsu-
mierten harte Drogen. 
Unser Strafrecht ist zu revidieren; denn es schützt 
Täter statt Opfer. Im Nationalrat verlangten wir 

als SVP-Fraktion deshalb eine Sondersession 
zur Verschärfung des Strafrechts sowie die kon-
sequente Anwendung und Umsetzung der Ver-
wahrungsinitiative und eine rasche Abstimmung 
über die Volksinitiative «für die Ausschaffung 
krimineller Ausländer». 
Mit der Überweisung von zahlreichen Vorstös-
sen in der Sommersession sagte eine Mehrheit 
der Kuscheljustiz den Kampf an. Zwar brachten 
wir lange nicht alles durch, aber der Tag war ein 
Schritt in die richtige Richtung. So soll es künf-
tig wieder Freiheitsstrafen unter sechs Monaten 
geben und der teilbedingte Vollzug für Strafen 
von über zwei Jahren oder bedingte Geldstrafen 
sollen wieder abgeschafft werden. Auch wird 
die Erhöhung des Strafmasses bei vorsätzlicher 
Körperverletzung, bei Vergewaltigungen oder 
bei Kinderpornografie verlangt oder schärfere 
Massnahmen gegen ausländische Drogendealer. 
Die Auftragsliste an den Bundesrat umfasst 32 
klare Forderungen. 
Diese Verschärfungen sind aber nur sinnvoll, 
wenn eine permanente Überprüfung der Gericht-
spraxis stattfindet, ob der Strafrahmen wirklich 
ausgenützt wird. Zudem müssen die Effizienz 
im Strafvollzug gesteigert und Lücken bei den 
Strafverfolgungsbehörden geschlossen werden. 
Ich hoffe, dass Ständerat und Bundesrat die 
Willenskundgebung des Nationalrates richtig in-
terpretieren und die Umsetzung der geforderten 
Massnahmen ohne Verzug beginnt. Die Sicher-
heit der eigenen Bevölkerung muss endlich wie-
der oberste Priorität haben! Dann werden wir 
– in München und der ganzen Welt – weiterhin 
als sicheres Land geschätzt, welches mehr für 
Schokolade- und Uhrenexporte als für den Ex-
port gewalttätiger Jugendlicher bekannt ist.

Von 
Lukas Reimann  
Nationalrat  
9500 Wil SG

nen hörte man den Vogel noch eine Weile 
krächzen, fluchen und wild herumflattern. 
Doch  plötzlich  war  kein  Pieps  mehr  zu 
hören.  Nach  einigen  Minuten  öffnete  die 
Frau die Tür des Eisschranks, der Papagei 
trippelte heraus, setzte sich auf ihren Arm 
und sprach:  «Es  tut mir aufrichtig  leid  für 
meine rüde Wortwahl. Ich werde alles da-
ran setzen, mich künftig einer gewählteren 
Ausdrucksweise zu befleissigen.»

Die Frau war  total verblüfft und wollte  ih-
ren Vogel gerade fragen, was denn diesen 
plötzlichen  Meinungsumschwung  bewirkt 
habe. Da sprach der Papagei weiter: «Darf 
ich  dich  etwas  fragen:  Was  um  Himmels 
Willen hat das gefrorene Poulet dort drin-
nen verbrochen?»

Aber genügt es, den Jugendlichen die Auswüch-
se ihrer Langeweile durch Strafe und Abschre-
ckung austreiben zu wollen? Wohl kaum. Es ist 
auch bei der Langeweile selber anzusetzen. Lan-
geweile entsteht oft mangels Gelegenheit oder 
Lust, etwas Sinnvolles zu tun. Unsere heutige 
Jugend ist alles andere als dumm, aber oft blöd, 
weil wir sie verblöden lassen. Weil wir sie zu 
wenig fordern und in die Verantwortung ziehen. 

Die heutigen Probleme mit den Jugendlichen 
haben viel mit Erziehung zu tun. 

Die gute alte Zeit 
Ich bin in einer Zeit aufgewachsen, in der die 
Jungen spätnachmittags nach Schulschluss, 
kaum zu Hause angekommen, ultimativ zur Mit-
arbeit herangezogen wurden. Ich hatte meine 
mir klar zugeordneten Pflichten und Verantwor-
tungen für gewisse Arbeiten. Bei guter Verrich-
tung gab’s Lob, andernfalls Tadel und Strafe. 

Ich fühlte mich wichtig, und gelangweilt habe 
ich mich nie. Für zusätzliche «Action» hatte ich 
nach vollbrachten Arbeiten keinen Bedarf. Wir 
Jugendliche waren damals glücklich, weil wir 
etwas Nützliches tun konnten und dafür Aner-
kennung erhielten. Und wenn wir ein ungrades 
Mal eine Ohrfeige kriegten, dann wussten wir 
haargenau warum. 

Heute ists schwieriger, aber nicht 
unmöglich
Zugegeben: Früher war das vielleicht einfacher, 
als in der heutigen Zeit mit ihren zahlreichen 
Patchwork-Familien, mit all den allein- oder gar 
nicht erziehenden, oft schlecht oder gar nicht 
integrierten Elternteilen. Vielen gelingt es nicht, 
ihre Kinder in die Verantwortung ziehen. Wenns 
die Erziehungsberechtigten nicht wollen oder 
können, müsste es vermehrt die Gesellschaft tun. 
In unserer heutigen, gut ausgebildeten Jugend 
steckt eine ungeheure Energie, ein riesiges, aber 
oft brach liegendes Potential. Dieses Potential 
kann sich positiv oder negativ auswirken, heute 
allzu oft mangels anderer Möglichkeiten nega-
tiv. Wir müssen es, auf freiwilliger Basis oder 
mit sanfter Gewalt, besser nutzen. Dann gäbs 
vielleicht ein Bisschen mehr Frieden und ein 
Bisschen weniger «Action».

Foto: ZVG
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Wettbewerb

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 2/09
Die «schicke Dame» ist Bundeskanzlerin  
Corina Casanova und das Foto ist echt und 
wurde von uns nicht manipuliert, wie dies  
einige vermuteten:

Die glücklichen Gewinner: 
Reusser Elisabeth, Steffisburg / Marylen Bannwart, 
Bern / H. Maibach, Bern / Max Meister, Hinwil / Mar-
grit Hofer, Baden / Bethli Fuchs-Stettler, Ottenleue-
bad / Sägesser Walter, Murzelen / Sylvia Lafranchi, 
Bern / Hanna Balsiger, Linden / Thomas Baumgartner, 
Gerzensee 

Die Junge SVP Schweiz verfügt neu – bis auf eine  
Ausnahme – in allen Kantonen der Schweiz über eine 
Kantonalsektion. Welcher Kanton hat heute noch  
keine JSVP-Sektion?
Zu gewinnen sind zwei Soldatenmesser der Firma VICTORINOX im Wert von je  
44 Franken sowie 8 Bücher «Freier Fels in brauner Brandung» im Wert von je  
36 Franken, gestiftet von der Schweizerischen Vereinigung Pro Libertate 
(www.prolibertate.ch).

Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

Foto: ZVG
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Die Forderung nach Stimmrecht 16 entspringt 
einem politischen Mode-Trend. Die Idee ist 
ja an sich auch sympathisch in einer Zeit, 
wo Jugendfreundlichkeit ein wirksames Mar-
keting-Instrument von Politik und Wirtschaft 
darstellt. Österreich hat als erster Staat lan-
desweit Stimmrecht 16 eingeführt. Im Kanton 
Glarus, traditionell eine konservative Polit-
Bastion, können 16-Jährige auf kantonaler und 
kommunaler Ebene abstimmen und wählen. 
Am 29. November stimmen nun die Berner 
Stimmbürger darüber ab, ob die Grenze des 
aktiven Stimm- und Wahlrechtes in kantonalen 
und kommunalen Angelegenheiten auf 16 Jahre 
hinuntergesetzt werden soll. 
Die Schweizer Rechtsordnung handhabt die 
Mündigkeitsgrenze bei 18 Jahren bisher konse-
quent. Ab 18 erhält ein Jugendlicher alle Rechte 

eines erwachsenen Menschen, aber auch die 
entsprechenden Pflichten: Ab 18 Jahren kann 
man einerseits (endlich) mit dem Autofahren 
beginnen und ohne gesetzliche Schranken Ver-
träge abschliessen. Andererseits fallen aber auch 
die Privilegien weg, welche die Rechtsordnung 
für Minderjährige aufstellt (eingeschränkte 
Haftung für Pflichten, Jugendstrafgesetz etc.). 
Folgerichtig liegt auch das Stimmrechtsalter 
bei 18 Jahren. Diese Stimmrechtsgrenze macht 
durchaus Sinn. In der Zeit zwischen 16 und 18 
Jahren vollziehen Jugendliche entscheidende 
Schritte zur beruflichen wie auch sozialen Ein-
gliederung in die Gesellschaft und sammeln 
wertvolle Lebenserfahrungen. Mit 18 Jahren 
können sie diese Erfahrungen auch einsetzen, 
um politische Sachverhalte besser beurteilen 
zu können.
Die Attraktivität der Glarner Lösung muss oh-
nehin relativiert werden. Jugendliche können 
zwar in Zukunft ab 16 Jahren stimmen und 
wählen, aber für ein politisches Amt bewerben 
dürfen sie sich erst ab 18 Jahren. Für politisch 
interessierte Jugendliche wäre aber gerade das 
passive Wahlrecht wichtig. Im Übrigen gilt das 
Stimmrecht 16, sofern es nicht schweizweit 
verankert wird, ohnehin nur für kantonale und 
kommunale Angelegenheiten. Reizvoll für die 
Jugend sind aber in der Regel eidgenössische 
Polit-Fragen. 

Das Interesse der Jugend an der Politik zu 
wecken, sollte uns allen wichtig sein. Allein 
dadurch, dass man ca. 4x pro Jahr ein Stimm-
couvert im Briefkasten hat, erhöht sich das 
politische Interesse der Jugend aber kaum. An-
sonsten müsste dieses Interesse bereits heute ab 
18 Jahren sprunghaft ansteigen, was nicht der 
Fall ist. Die Motivation Jugendlicher für die Po-
litik ist vielmehr Sache der politischen Parteien, 
insbesondere der Jungparteien. Diese bieten 
bereits heute eine interessante und vielfältige 
Plattform für politisches Engagement. Dasselbe 
gilt für die laufend zunehmenden Diskussions-
foren im Internet (Blogs), wo insbesondere 
Jugendliche die Polit-Klinge kreuzen. In der 
Pflicht sind ebenso die Schulen, das Thema 
Politik im Staatskundeunterricht neutral und 
ausgewogen zu thematisieren.
Rechte und Pflichten sollten Hand in Hand ge-
hen: Stimmrecht 18 ist deshalb als konsequente 
und bewährte Grenze beizubehalten. 
Apropos: Wenn man schon das Stimmrechts-
alter senkt, so sollte man doch auch gleich 
den Jugendlichen die Möglichkeit geben, mit 
16 Jahren Auto fahren zu können. Man darf 
gespannt sein, wie konsequent die mehrheitlich 
links-grünen Befürworter von Stimmrecht 16 
bereit sind, jugendfreundlich zu sein…

Stimmrecht 16 – inkonsequent und  
untauglich zur Jugendförderung

Von  
Patrick Freudiger 
Stadtrat  
4900 Langenthal

➽
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Firmenportrait 
Wir stellen auch Ihre Firma vor, melden Sie sich!

Wir unterstützen Sie in der Kom-
munikation, damit Ihre Botschaften 
ankommen.
GRischa-PR GmbH ist eine kleine, flexible 
Agentur für Kommunikation und Marketing.  
Unser Ziel ist es, kleine und mittlere Unter-
nehmen in der Kommunikation zu unterstützen 
und individuelle Lösungen zu finden. Sei es für 
einen bestimmten Anlass oder als ganzjähriges 
PR-Mandat.

Kommunikationsengpass?
Starke Auftritte
Botschaften sollen Menschen erreichen. In der 
immer grösser werdenden Informationsflut ist 
eine professionelle und gezielte Kommunikation 
unumgänglich. Sie hilft Ihre Unternehmung und 
Ihr Produkt bei den Kunden bekannt zu machen 
und Vertrauen aufzubauen.
Ihnen fehlen die Zeit oder die Ressourcen für 
die gezielte Kommunikation? Sie haben ein Fir-
menjubiläum, wissen aber nicht, wie Sie dieses 
kommunizieren sollen? Sie brauchen einen pas-
senden Text für die nächste Firmenbroschüre?
GRischa-PR kann Sie in folgenden Bereichen 
unterstützen:
•  Kommunikationsberatung – Konzeption und 

Realisation von Kommunikationskonzepten
•  Medien- und Öffentlichkeitsarbeit
•  Texten und Redaktion von Werbebroschüren, 

Reden, Präsentationen, Communiqués
•  Produktion von Werbemitteln
•  Unterstützung im Wahlkampf und bei Abstim-

mungskampagnen
•  Beratung für Jungpolitiker und Einsteiger
•  Übernehmen des Kommunikationsmandates 

als externe Stelle
•  Produkte-PR
•  Corporate Identity

•  Eventorganisation und –kommunikation
•  Konzept und Realisation von Zeitschriften
Dank Arbeiten in den Bereichen Politik, Indus-
trie, Eventkommunikation und auf Zeitungsre-
daktionen kann GRischa-PR auf Erfahrungen 
zurück greifen, die auch für Ihre Unternehmung 
von Vorteil sind.

Interesse geweckt?
Jeder Auftritt vermittelt einen Eindruck. Je bes-
ser er ist, umso grösser ist der Erinnerungswert. 
Gerne unterstützen wir Sie bei Ihrem nächsten 
Auftritt. Wie? Darüber informieren wir Sie ger-
ne persönlich. Für Mitglieder der SVP oder der 
Jungen SVP gelten spezielle Konditionen. Denn 
wer sich für unser Land einsetzt, ist bei uns auf 
der richtigen Linie.

GRischa-PR GmbH
Stutz 6, Postfach 19, 7304 Maienfeld
Tel. +41 (0)81 544 88 25
Fax +41 (0)81 544 88 29
info@grischa-pr.ch
www.grischa-pr.ch

Agrarabkommen mit der EU – unbekannte 
«Nebenerscheinungen»

Von Luzi Stamm, Nationalrat (AG) 

Der Bundesrat hat vor über einem Jahr ent-
schieden, mit der EU Gespräche über den Land-
wirtschafts-Freihandel aufzunehmen; gegen  
den Willen von breiten Kreisen von links und 
rechts. Mit gutem Grund: Totaler Freihandel 
bedeutet für die kleinräumige Schweiz das  
Ende der Landwirtschaft, wie wir sie heute 
kennen. 
Nun wird zusätzlich bekannt, welch weittra-
gende Auswirkungen das vom Bundesrat ge-
plante Landwirtschafts-Freihandels-Abkommen 
hätte. 
Ein solches Abkommen würde für die Schweiz 
nämlich auch Bestimmungen über «Lebensmit-
telsicherheit», «Produktesicherheit» und «öf-
fentliche Gesundheit» mit sich bringen. Unter 
diesen Titeln regelt die EU z. B. die Tabakpro-
duktion respektive die Zigaretten-Herstellung. 
Dabei schreibt die EU seinen 27 Mitgliedern 
nicht nur vor, was an Tabak/Zigaretten in der EU 
hergestellt und verkauft werden darf, sondern sie 
verbietet ihnen sogar den Export in Drittstaaten, 
selbst wenn dort diese Produkte gar nicht verbo-
ten sind. Das heisst: Wenn z. B. in einem Land 
wie Japan die Vorschriften für die Herstellung 
von Zigaretten weniger streng sind als in der 
EU, dürfen die 27 EU-Länder trotzdem keine 

Produkte für Japan herstellen, wenn sie EU-
Vorschriften verletzen. 
Mit dem geplanten Abkommen Schweiz/EU 
würden diese Vorschriften auch für uns gel-
ten. Auch die schweizerische Tabak-Industrie 
müsste plötzlich ihre bisherige Produktion von 
Zigaretten, Stumpen etc. für Länder wie Japan 
einstellen, weil sie EU-Vorschriften verletzen. 
Zudem müsste die Schweiz die künftigen «Ge-
sundheits-Gesetze» der EU übernehmen, ohne 
zu wissen, wie sich diese entwickeln. Schweizer 
Produzenten können im heutigen Zeitpunkt also 
gar nicht beurteilen, welche zusätzlichen Ein-
schränkungen ein Landwirtschaftsabkommen in 
Zukunft bringen würde. 
Ich will hier weder das Raucher-Verbot noch den 
Tabak-Anbau kommentieren. Am vorliegenden 
Beispiel soll nur aufgezeigt werden, mit welcher 
Mentalität Vereinbarungen mit der EU geschlos-
sen werden: Wir sind schon so weit, dass uns 
nicht nur vorgeschrieben werden soll, was wir 
in EU Länder, sondern darüber hinaus auch, was 
wir in ausserhalb der EU liegende Drittstaaten 
exportieren dürfen und was nicht. Entscheiden 
darüber soll die EU, ohne dass unser Land dazu 
etwas zu sagen hat; und ohne Rücksicht auf Ar-
beitsplätze, die mit solchen Vorschriften in der 
Schweiz verloren gehen. 
Das ist nicht akzeptabel. Ob wir unseren Wohl-

stand behalten können, hängt entscheidend da-
von ab, dass wir nach unseren eigenen Regeln 
produzieren können und mit allen Ländern welt-
weit freien Handel treiben können; sei dies bei 
der Landwirtschaft, bei der Maschinenprodukti-
on, bei der Entwicklung von Medikamenten oder 
auf welchem Gebiet auch immer.

Eine Frau kniet in einer Landgemeinde 
vor dem Pfarrer. 
«Hochwürden, ich muss jetzt die Pille 
nehmen», schluchzt sie. 
«Das ist eine Sünde, das darfst du 
nicht», donnert der Pfarrer. «Ewige 
Verdammnis wird dich erwarten.» 
«Ich weiss schon», schluchzt die Frau, 
«aber mein Mann ist jetzt der SP  
beigetreten und hat gesagt, jetzt will 
er einen kleinen Genossen nach dem 
anderen zeugen.»
Da besinnt sich der Pfarrer ein Weil-
chen, legt der Knienden die Hand auf 
das Haupt und sagt: «Unter diesen 
Umständen musst du diese Sünde 
wohl auf dich nehmen.»
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Die Angst vor dem Minarett-Verbot bestätigt 
dessen Notwendigkeit!

Von Gottfried Girsberger, 8444 Henggart

Es ist doch so einfach: Wer die Geschichte des 
Islam und die Bedeutung des Minaretts kennt, 
der muss wissen, dass im Koran das Mina-
rett nicht vorkommt und dass es sich um eine 
viel spätere Erscheinung, mit einem konkreten 
Machtanspruch des politischen Islam, handelt. 
Soweit dann von einem Minarett aus die Gegend 
überblickt werden kann, gilt ausser der Scharia 
kein anderes Gesetz mehr! Das bedeutet, dass, 
wenn Minarette uneingeschränkt gebaut wer-
den können, unsere Schweizer-Gesetze «ausge-
dient» haben! 
– Dass die Zulassung von Minaretten eine un-
übersehbare Gefahr in sich birgt, ist nicht zu 
widerlegen, das zeigt sich schon ganz klar darin, 
dass man grosse Angst davor hat, die Muslime 
zu brüskieren oder zu beleidigen, weil dann der 
religiöse Frieden gestört werden könnte – und 
man ausserdem weiss, dass Muslime extrem und 
uneingeschränkt intolerant sind. 
– Hat man schon einmal gehört, dass Muslime 
Hemmungen haben, einen Christen anzutasten? 
Denn der Muslim glaubt sich im Recht, alles for-
dern und bestimmen zu können. Nichtmuslime 
haben sich gefälligst zu fügen und müssen, so-
bald ein Gebiet oder Land genügend islamisiert 
ist, als Ungläubige unterdrückt oder unbarmher-
zig ausgerottet werden! 

– Man sehe nur die neuen (EU)-Umfrage-Ergeb-
nisse in der Türkei, wo sich eine schockierende 
Mehrheit der Türken dafür ausgesprochen hat, 
dass Ungläubige, nämlich Christen und Juden, 
«gemieden» werden müssen! 
– Bedeutsam ist, dass Muslime gegenüber vielen 
Christen vorbehaltlos zu ihrer Religion stehen, 
Christen stammeln noch von einem Schöpfer-
gott, in unserer Nationalhymne singt man «betet, 
freie Schweizer, betet», aber dass man zu seinem 
Glauben steht, so wie es die Muslime tun, davon 
sind viele offenbar weit entfernt! 
– Alle Presse-Berichte der letzten Zeit vermit-
teln die Tatsache, dass sich unübersehbar grosse 
Bedenken und Angst breitmachen, dem Vor-
marsch der Muslime Grenzen zu setzen. Kennen 
wir doch kaum eine andere Religion, die unver-
züglich mit Gewalt und Terror antwortet. Dies 
ist zweifellos der Grund, für die Angst von all 
denen, die sich wehement gegen ein Minarett-
Verbot aussprechen. 
– Vergessen wir doch nicht, wie es in isla-
mischen Ländern aussieht, dazu gibt es überaus 
viele Tatsachenberichte wie z. B.: 
– Im Iran können Christen ihren Glauben nicht 
frei ausüben, nicht nur Oppositionelle, son-
dern auch Christen werden überwacht, verhaf-
tet, misshandelt und ermordet. Seit der letzthin 
fragwürdig abgehaltenen Wahl von Ahmadined-
schad ist es noch viel schlimmer geworden. 

– Im Irak droht die christliche Kirche wegen 
dauernden muslimischen Übergriffen «zu ster-
ben», viele Christen verlassen das Land. 
– In Pakistan wurden am 1. August in Gojra 
durch Muslime 7 Christen getötet, über 19 ver-
letzt, mehr als 100 Häuser geplündert und 50 in 
Brand gesteckt. 
– In den 12 Scharia-Staaten in Nord-Nigeria 
wurden in diesem Jahr schon über 20 Kirchen 
und viele Häuser zerstört, viele Christen wurden 
entführt, von ihnen fehlt seither jede Spur. 
– In Eritrea werden Christen mit «Verhörmetho-
den» gezwungen zu gestehen, dass sie für den 
Geheimdienst CIA arbeiten würden. 
– In Bangladesch wird das Christentum nicht 
geduldet, dafür steht Folter. 
– Allgemein gilt für Christen in islamischen 
Ländern Ausgrenzung, Isolation, Feindseligkeit, 
oft Gefängnis, Folter und Tod. Kaum in einem 
Land leben so viele Menschen in Angst und Not 
wie in den Herkunftsländern des Islam. 
Und in der Schweiz will man solche Realitäten 
grosszügig übersehen? 
Fazit: Gegner eines Minarett-Verbotes 
übersehen die grossen Gefahren, die auf die 
Schweiz zukommen; den Urhebern der Initi-
ative können wir nur dankbar sein, so können 
wir den Bau von Minaretten ohne Wenn und 
Aber verbieten und stimmen am 29.11.09 mit 
einem überzeugten JA. 

Bei der Minarett- Verbotsinitiative 
geht es nicht nur um die Verhinderung 
dieses vordergründigen Machtsym-
bols. Viel grössere Sorgen muss die 
Scharia (Islam. Gesetz) machen, deren 
einzelne Passagen von meist jungen 
Islamisten (Islam = arab. Ergebung) 
oft falsch aufgefasst werden und zum 
militanten Kampf gegen «Ungläu-
bige» animieren. Der Islam kennt nur 
die alleinige, bedingungslose Unter-
werfung (oder Ergebung) in den einen 
Gott Allah.
Demokratische Meinungsbildungs-
prozesse durch Hinterfragung werden 
erst gar nicht zugelassen.
Der Vergleich aus den 60-er und 70-er 
Jahren des vergangenen Jahrhundert, 
wo sich selbst ein Stadtpräsident und 
ein Bundesratspräsident zur Einwei-
hung einer Moschee mit einem Mina-
rett einladen und sich damit parteiisch 
instrumentalisieren liessen, mag da-
mals noch als «relativ harmlos» auf-
gefasst worden sein.
Die heutige hohe Anzahl von über 
350’000 Menschen mit islamischem 
Glauben in der kleinen Schweiz be-
reitet deshalb grösste Angst, weil in 
der heutigen Scharia (urspr. aus dem  

7. Jh. n. Chr.) nirgends und unmissver-
ständlich geschrieben steht, dass der 
gläubige Islame Respekt vor religiösen 
Minderheiten und auch Hochachtung 
vor Andersdenkenden haben muss.
Weshalb kommen diejenigen, die uns 
bei jeder Gelegenheit das Völker- und 
Menschenrecht vor unsere direkte De-
mokratie stellen wollen, nicht auf die 
Idee zu fordern, die Scharia dement-
sprechend zu reformieren? Etwa in 
dem Sinne: «Der gläubige Islame ehrt 
und toleriert alle Menschen jeglichen, 
auch unterschiedlichen religiösen 
Glaubens, auch wenn er sich in einem 
bestimmten Gebiet in der Mehrheit 
wähnt (sieht)» (...)

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Tabubruch nötig!



DIE IDEE 4/09  Junge SVP Schweiz  7

Christen in muslimischen Ländern werden verfolgt – und wir 
sehen zu! Niemand protestiert mehr! 
Es gibt keine Protestanten mehr!
Alle Medien in Europa berichten über die Morde 
an Christen in der Türkei. In unserm Multikulti-
Land schweigt man! Wir leben in einem an-
scheinend christlichen Land. In den Schulen gibt 
es jedoch vielerorts keinen Religionsunterricht 
mehr. Im Radio wurde das «christliche Wort zum 
neuen Tag» ausgeblendet. Die Kirchen sind leer, 
die Kirchenaustritte steigen an. Es ist modern, 
die Religion und Gott zu verspotten. Bobo- und 
Baschi-Songs werden bejubelt. Tatsache ist, wir 
leben in einem früher christlichen Land, heute 
ist es ein Land der Papierchristen, der religiösen 
Analphabeten.
Die reformierten Christen im Kanton Bern spre-
chen von «muslimischen Glaubensbrüdern.» 
Beide Konfessionen unterstützen den Bau von 
Moscheen und Minaretten. Warum sagen sie 
nichts zu den Christenverfolgungen in musli-
mischen Ländern? In der Liste des Missions-
werkes «Offene Grenzen» sind Saudi-Arabien, 
Pakistan, Iran und alle arabischen Länder an 
erster Stelle der Christenverfolgungen. Weltweit 
werden 200 Millionen Christen verfolgt. Etwa 
175000 Christen werden Jahr für Jahr wegen 
ihres Glaubens getötet.
Da mein Sohn seit 30 Jahren als Schweizer Kon-
sul in einem der grössten muslimischen Länder 

lebt und meine Tochter ebenso lange in Ägypten 
verheiratet ist, stelle ich fest:
Christen werden in allen muslimischen Ländern 
verfolgt, zum Teil um ihres Glaubens willen 
getötet. Ich habe Berichte aus diesen Ländern, 
wo Christen sagen: «Ich bin bereit für meinen 
Glauben zu sterben.» So wie die ersten Christen 
in Rom. Doch dann fragen sie: «Warum hilft uns 
niemand, warum niemand aus den christlichen 
Ländern?»
Der muslimische Professor Bassam Tibi erklär-
te am Schweizer Fernsehen: «Es genügt den 
Islamisten nicht, muslimische Länder zu be-
herrschen, ihr Ziel ist es, in der ganzen Welt die 
bestehende Ordnung durch die islamische zu er-
setzen.» Und der französische Philosoph Andre 
Glucksmann sagte:
«Wir müssen uns endlich bewusst werden, dass 
der islamische Kampf sich gegen die westliche 
Kultur richtet. Sein Ziel ist die Durchdringung 
der Gesellschaft mit seiner Religion, damit die 
Beeinflussung staatlicher und halbstaatlicher 
Stellen mit dem Ziel, auch hier das islamische 
Gesetz, die Scharia aufzurichten.» Es ist höchste 
Zeit aufzuwachen, bevor es zu spät ist.

Name der Redaktion bekannt

Die Meinungsfreiheit darf nicht für den Islam 
geopfert werden!

Dass die Muslime mit der Meinungsäusserungs-
freiheit auf Kriegsfuss stehen, wurde schon des 
Mehrfachen unter Beweis gestellt. So war die 
gesamte islamische Welt ausser sich, nachdem 
der Papst einen byzantinischen Kaiser aus dem 
14. Jahrhundert zitiert hatte, der sich kritisch 
zur islamischen Expansion durch Waffengewalt 
äusserte. Die Folgen dieser Rede waren enorm, 
eine erschossene Nonne, ein geköpfter Priester, 
ein gekreuzigter 14-jähriger Junge im Irak, meh-
rere zerstörte Kirchen, Terrorerklärungen gegen 
den Vatikan und wüste Proteste. Die westlichen 
Medien schauten einmal mehr weg und berich-
teten nur über die Protestkundgebungen. Das 
Schweigen kommt nicht von ungefähr.
Einige Monate zuvor publizierte eine dänische 
Zeitung Mohammed-Karikaturen. In der Folge 
brach ein Sturm der Entrüstung aus, es fan-
den riesige Demonstrationszüge statt. Unter 

anderem wurden Plakate mit Aufschriften wie 
«Freiheit geh zur Hölle» oder «Europa ist der 
Krebs, Islam die Antwort» in die Luft gehalten. 
Europäische Politiker entschuldigten sich für die 
dänische Zeitung, welche von der Meinungsfrei-
heit Gebrauch machte und versuchten die Musli-
me mit allen Mitteln zu besänftigen. Eine SPD-
Politikerin aus Deutschland behauptete gar, die 
Vorstellung, Einwanderer aus muslimischen 
Ländern müssten sich der europäischen Kultur 
anpassen, sei überholt. Dass sich seit jenem Tag 
jede Zeitung zweimal überlegt, islamkritisch 
zu schreiben, geschweige denn zu zeichnen, ist 
eine Selbstverständlichkeit. Damit hat der Islam 
sein Ziel, die Meinungsfreiheit zu unterdrücken, 
erreicht!
Heute, kurz vor der heissen Abstimmungs-
phase zur Minarett-Initiative, werden die is-
lamkritischen Plakate, welche das Verbot von 
Minaretten durchsetzen wollen, in mehreren 
Schweizerstädten verboten! Dass für ein Begeh-
ren, welches von über 100’000 Bürgerinnen und 
Bürgern unterzeichnet wurde, keine Kampagne 
aufgezogen werden darf, ist demokratiefeind-
lich! Ist die Meinungsfreiheit in der Schweiz 
noch garantiert? Kann die Demokratie mit der-
artigen Einschränkungen noch frei ausgelebt 
werden?!
Es ist zu befürchten, dass gewisse Politiker vor 
den Muslimen kuschen, weil sie mit ähnlichen 
Ausschreitungen rechnen. Mit Gewalt und Druck 

erzwingt der Islam die Kontrolle über die Medi-
en und anscheinend auch über Regierungen. Soll 
der Islam noch mehr Einfluss gewinnen? Soll die 
Demokratie noch ganz preisgegeben werden? 
Mit einem JA zum Minarettverbot können Sie 
am 29. November 2009 ein Zeichen setzen! 
Ein Zeichen für die Demokratie und gegen ein 
Machtsymbol eines totalitären Islam.

Von 
Jann-Andrea  
Thöny, Vize-Präsi-
dent JSVP Grau-
bünden
7220 Schliers

KRISENMERZ 
Ein Frühling kommt nicht mit dem Merz, 
das Bankgeheimnis wird zum Scherz, 
weil wir, zum Schutz vor ernster Lage 
nur eines kennen: Selbstanklage. 
Drum schwimmen uns die Felle weg 
Was solls, vom Stecken fällt der Dreck, 
wir waren seiner überdrüssig, 
nun sind wir rein und nicht mehr flüssig. 
Den Frühling haben wir verscherzt 
das Bankgeheimnis ist vermerzt. 
Man setzt nicht mehr aufs Kapital, 
Sondern nur noch auf die Moral, 
Zum Schein nur, aber Schein ist gut, 
wenn er als Geldschein scheinen tut. 
Von Jersey über Delaware 
fällt man über die Schweizer her, 
die Steuern solln «offshore» versanden 
und nicht mehr in Oasen landen, 
fortan hat Geld einen Geruch, 
drum nagen wir am Hungertuch 
und mit dem Geld, in Bälde schon, 
ist der Geruch auf und davon, 
weil wir den Braten nicht gerochen 
und zahlwütig zur Kasse krochen. 
Den Ruchlosen sei ewig Dank 
zur Kirche wird bald jede Bank, 
aus ist es mit dem Geldgestank, 
die Welt wird sauber, rein und blank! 
Zum Glück hat Merz so schnell pariert, 
sonst wären wir nicht so ruiniert 
und stets noch kapitalbefangen 
und mitgefangen und gehangen. 
Doch durch die Lappen ist, mit Bangen, 
Das liebe Geld uns jetzt gegangen 
Wir stehn erleichtert, ohne Rappen, 
was solls, es bleiben uns die Lappen, 
die nur wie Deppen weiter tappen, 
der Schaden geht auf andre Kappen. 
Wir schwätzen weiter blöde rum, 
Der Ami lacht sich dabei krumm 
Und jeder Saldo wird mortaler 
Für unsern braven Steurzahler. 

Oskar Freysinger

Minarettverbot	JA
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Bestellschein mit Spezialrabatt
 Expl. Stüssi-Lauterburg/Luginbühl Freier Fels in brauner Brandung CHF 26.– statt 39.–

 Expl. Matthias Ackeret Das Blocher-Prinzip CHF 30.– statt 38.–

 Expl. Michael Limburg Klimahysterie – was ist dran? CHF 20.– statt 25.–

Name Vorname

Strasse PLZ/Ort

Datum Unterschrift



Weihnachtsaktion – Büchergeschenke 

Bestellung einsenden an: DIE IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern – Fax 031 398 42 02 – E-Mail idee@jsvp.ch

www.blocher.ch

(exkl. Porto)

Michael Limburg: 
Klimahysterie – was ist dran? 
Der neue Nairobi-Report über Klimawandel, Klimaschwin-
del und Klimawahn 
ISBN 978-3-940431-10-3  
TvR Medienverlag Jena 2009  
158 S. 34 Abbildungen und Grafiken, davon 30 farbig

Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Freier Fels in brauner Brandung
Die Schweiz in den schwersten Jahren des Bundesstaates 
1940 bis 1942
Herausgeber: Pro Libertate, Postfach, 3052 Zollikofen
272 Seiten, davon 68 mit Abbildungen, Pappband gebunden
ISBN 978-3-9521945-9-1

       210 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-85801-188-6

Die Schweiz in den schwersten Jahren 

des Bundesstaates 1940 bis 1942

Verlag Merker im Effingerhof

Jürg Stüssi-Lauterburg

Hans Luginbühl

Freier Fels 
in brauner Brandung
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Ganz oder teilweise ausgefüllt umgehend einsenden an: 
Junge SVP Schweiz, Postfach 6803, 3001 Bern

Ort:

Datum:

Amtsstempel:
Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson (eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft):

Die unten stehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativkomitee eingeholt.

Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative 

Nr. Name
(handschriftlich und möglichst 
in Blockschrift)

Vorname
(handschriftlich und möglichst 
in Blockschrift)

Genaues
Geburtsdatum
(Tag/Monat/Jahr)

Wohnadresse
(Strasse und Hausnummer)

Eigenhändige
Unterschrift

Kontrolle
(leer lassen)

PLZ: Politische Gemeinde:

1.

2.

3.

4.

Schutz der Privatsphäre
Die Schweiz zeichnete sich immer dadurch aus, dass 
der Bürger vor den neugierigen Augen des Staates 
geschützt ist. Jede Person hat das Recht auf 
Geheimhaltung ihrer Geschäftsbeziehung mit ihrer 
Bank und Schutz ihrer Daten.

Kein Schutz für Kriminelle
Das Bankkundengeheimnis war und ist kein Schutz für 
Terroristen, Geldwäscher oder das organisierte 
Verbrechen. Bei Straftaten gilt der Grundsatz der 
beidseitigen Strafbarkeit: Die Schweiz gewährt 
ausländischen Behörden Amtshilfe, wenn die verfolgte 
Handlung in der Schweiz auch strafbar ist.

Wirtschaftsstandort Schweiz stärken
Ein in der Verfassung verankertes Bankkunden-
geheimnis stärkt den Finanz- und Wirtschafts-standort 
Schweiz und fördert somit den Erhalt und den Ausbau 
von zehntausenden wichtigen Arbeitsplätze.

Nein zu Erpressungen durch das Ausland
Das Bankkundengeheimnis ist ein wichtiger und 
erfolgreicher Pfeiler des Finanzplatzes Schweiz. Dies 
ist ausländischen Staaten ein Dorn im Auge. Schwarze 
und graue Listen  belegen, dass wir uns in einem 
Wir tschaftskr ieg  bef inden.  D ie  USA und 
Grossbritannien wollen die eigenen Steueroasen 
erhalten, die Schweiz schwächen und unser Land 
erpressen.

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: Art. 13 Sachüberschrift und Abs. 3-5 (neu)
Sachüberschrift: Schutz der Privatsphäre und Garantie des Bankgeheimnisses
3 Jede Person hat das Recht auf Geheimhaltung ihrer Geschäftsbeziehungen mit zum Geschäftsbetrieb in der Schweiz zugelassenen Banken. Informationen dürfen nur   
   mit ihrer Zustimmung an eine ausländische Stelle oder an eine Bundesbehörde, die nicht an das Bankgeheimnis gebunden ist, weitergegeben werden.
4 Das Bankgeheimnis deckt keine kriminellen Handlungen wie Terrorismus, organisiertes Verbrechen, Geldwäscherei; die Schweiz gewährt ausländischen Behörden Hilfe,    
   wenn die verfolgte Handlung in der Schweiz auch strafbar ist (Grundsatz der beidseitigen Strafbarkeit).
5 Das Gesetz sieht Massnahmen vor, die verhindern, dass das Bankgeheimnis bei Ermittlungen in Steuersachen umgangen wird. Die richterliche Behörde kann die 
   rechtliche Beurteilung der Tat, die der um Hilfe ersuchende Staat vorgenommen hat, überprüfen. 

Kanton:

EIDGENÖSSISCHE VOLKSINITIATIVE 'VERTEIDIGEN WIR DIE SCHWEIZ! DAS BANKGEHEIMNIS MUSS IN DIE BUNDESVERFASSUNG' (im Bundesblatt veröffentlicht am 31. März 2009).
Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt auf die Art. 34, 136, 139 und 194 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. 
Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 68ff, folgendes Begehren:

Junge

Junge Schweizerische Volkspartei PC 60-507838-6      www.jsvp.ch

DAS 
MUSS IN DIE BUNDESVERFASSUNG!

BANKGEHEIMNIS 

Das Bankkundengeheimnis 
muss in der Bundesver-
fassung verankert werden!

Die unterzeichnende Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende ______ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in eidgenössischen 
Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politische Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Unterschrift:

Amtliche Eigenschaft:

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde wohnen. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, 
mögen es handschriftlich unterzeichnen. 

Ablauf der Sammelfrist:
1. Oktober 2010

BUNDES-R SUVE FAS NG

Das Initiativkomitee, bestehend aus 
nachstehenden Urheberinnen und 
Urhebern ,  i s t  berecht ig t ,  d iese  
Volksinitiative mit absoluter Mehrheit 
seiner stimmberechtigten Mitglieder 
vorbehaltlos zurückzuziehen: Bignasca 
Giuliano, Via Monte Boglia 3, 6900 
Lugano; Rusconi Pierre, Via Muzzano 
13a, 6924 Sorengo; Bignasca Attilio, Via 
Gaggio 2, 6982 Agno; Sanvido Paolo, Via 
Aprica 16, 6900 Lugano; Mellini Eros 
Nicola, Via Muggina 6, 6962 Lugano-
Viganello; Gobbi Norman, Via San 
Gottardo, 6775 Quinto; Chiesa Marco, Via 
delle Vigne 3, 6977 Lugano-Ruvigliana.
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www.jsvpbern.ch 
4.12.2009, Weihnachtsfeier, Fondue Chi-
noise, Jegenstorf 

23.07.2010 19.00 Uhr Grillparty Bienzgut, 
Bümpliz 
12.09.2010, ab 10.00 Uhr, Burezmorge Bienz-
gut, Bümpliz 

www.jsvp-sg.ch 
14.11.2009 kantonale Jugendsession 
08:00 - 18:00 Uhr  http://www.jupasg.ch/

5.12.2009, Weihnachtsessen mit Eislaufen im 
Lido, See-Gaster 

www.jsvp-zh.ch 
5.12.2009 2000 Uhr Parteihöck (Alpen-
rock House) 

11.12.2009 1900 Uhr Juventus-Tagung (Lili-
enberg) 
12.12.2009 bis 1130 Uhr Juventus-Tagung (Li-
lienberg)

www.jsvp.ch
4.12.2009, Weihnachtsfeier, Fondue 
Chinoise, Jegenstorf (siehe Seite 11) 

www.judc-fr.ch

www.jsvp-ag.ch
18.12.2009 Weihnachtsessen Raum Ba-
den

www.jsvp.ch

www.jsvp-bl.ch

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch

www.udc-jura.ch

www.jsvp-luzern.ch

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch

www.jsvpo.ch
05.12.09 JSVPO Vorstandssitzung, 10.00 
Uhr Rest. Glishorn

http://judcvaud.over-blog.com 

www.jsvp-zg.ch
07.01.2010 SVP Zug - Neujahrsapéro 
18.00 Uhr Heuboden, Holzhäusern

www.udc-ti.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp.ch
www.jsvp-gr.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp.ch
www.jsvp.ch

Anlässe für Ausgabe 1/2010 melden an: idee@jsvp.ch – Details siehe die jeweiligen Homepages

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen 

Am 29. November 2009
braucht es Ihr überzeugtes JA
zum Minarettverbot

Minarette gehören nicht
in die Schweiz –
ein JA zum Minarettverbot
ist nötig !

� Das Minarett ist die Speerspitze der Islamisierung. Es symbolisiert einen religiös-
politischen Machtanspruch des Islam und hat mit Religionsfreiheit nichts zu tun.

� Das Minarett wird im Koran nirgends erwähnt, und es gibt weltweit Tausende
von Moscheen ohne Minarette. Die Glaubens- und Religionsfreiheit ist auch bei
einem JA zum Minarettverbot nicht eingeschränkt.

� Toleranz JA - aber gegenseitig: Wir wollen in der Schweiz keine Zwangsehen,
kein Kopftuch, keine Scharia-Rechtsordnung, keine Steinigungen und keine
Minarette.

� Heute Minarette, morgen Minarettrufer oder die Forderung Kirchengeläute zu
unterlassen und übermorgen die Scharia?

� Wer in die Schweiz kommt, hat die hiesigen Wertvorstellungen zu respektieren.
Ein Minarett als Speerspitze der Islamisierung symbolisiert jedoch Integrations-
verweigerung.

Zur Bedeutung des Minaretts

Die freie Ausübung des Islam als 
Religion bedarf unbestrittener-
massen keiner Minarette. In der 
Errichtung eines Minaretts ist 
vielmehr eine Manifestation eines 
politischen Machtanspruchs zu 
sehen, was muslimische Politi-
ker unterstreichen. Der türkische 
Minis terpräsident Erdogan formu-
lierte es bei einer Konferenz in 
der ostanatolischen Stadt Siirt wie 
folgt: «Die Demokratie ist nur der 
Zug, auf den wir aufsteigen, bis wir 
am Ziel sind. Die Moscheen sind 
unsere Kasernen, die Minarette un-
sere Bajonette, die Kuppeln unsere 
Helme und die Gläubigen unsere 
Soldaten».
In Wangen b. Olten wurde die Ein-
weihung des lange umstrittenen 
Minaretts dieses Jahr durch eine 

martialische Inszenierung in histo-
rischer Kriegsuniform («Mehtar 
Takimi») umrahmt. So zelebrierten 
früher muslimische Krieger ihre 
Eroberungen. Vor diesem Hinter-
grund offenbart sich das Minarett 
als klares Machtsymbol. Die For-
derung nach einem Muezzin dürf-
te wohl nur noch eine Frage der 
Zeit sein. Dies bestätigt ein Blick 
über die Grenzen (z. B. Holland, 
England oder Deutschland): Auf 
Minarette folgten oft Muezzine 
und schleichend werden in gewis-
sen Gebieten Streitigkeiten bereits 
nach islamischem Recht (Scharia) 
entschieden.
Diesem Machtanspruch ist ent-
schieden entgegenzutreten. Es muss 
verhindert werden, dass in unserem 
Land Parallelgesellschaften entste-
hen, die die Scharia über unser 
Landesrecht stellen wollen. Setzen 
wir deshalb ein Zeichen und sa-
gen Ja zur Minarettinitiative! Weil 
ein Verbot von Minaretten keinen 
Moslem in der freien Ausübung 
seiner Religion oder des Gebets 
einschränkt und daher die Religi-
onsfreiheit nicht beeinträchtigt, ist 
ein Ja auch aus juristischer Sicht 
legitim.

Von 
Christian  
Werner,  
Kantons-  
und 
Gemeinde-
rat,
4600 Olten
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Wehret den Anfängen

Bei der Minarett-Initiative geht es 
nicht primär darum, einer religi-
ösen Gemeinschaft ein Türmchen 
zu verbieten, wie vielerorts be-
hauptet wird. Vielmehr geht es um 
das Setzen einer legitimen Grenze, 
um unser friedliches Zusammenle-
ben zu gewährleisten. Unsere po-
litischen und menschenrechtlichen 
Errungenschaften, für welche un-
sere Vorväter viele Jahrhunderte 
kämpfen mussten, sind heute durch 
die fortschreitende Islamisierung 
und ihre Begleiterscheinungen in 
Gefahr. Die Frage, die wir uns alle 
stellen müssen, ist die Folgende: 
Wie viele Grundrechte wollen wir 
opfern, damit wir die Religions-
freiheit aufrecht erhalten können? 
Wie weit darf denn überhaupt die 
Religionsfreiheit gehen?
Heute möchten einige Muslime 
Minarette in der Schweiz aufstellen 
– im Namen der Religionsfreiheit. 
Wer dieses Vorhaben zulässt und 
sich dabei auf die Religionsfrei-
heit beruft, muss bedenken, dass er 
zu einem späteren Zeitpunkt auch 
nicht mehr Nein sagen kann zum 
Muezzinruf, der mit Lautsprechern 
verstärkt über unseren Dächern er-

klingen wird. Dies wird garantiert 
früher oder später im Namen der 
Religionsfreiheit von muslimischer 
Seite gefordert, wie das vielerorts 
in unseren Nachbarländern bereits 
geschehen ist und nun praktiziert 
wird – und das trotz anfänglichen 
Beteuerungen, es werde niemals 
ein Muezzin laut zum Gebet rufen.
Wer die Minarettinitiative ablehnt 
und dies aus Gründen der Religi-
onsfreiheit tut, kann später konse-
quenterweise auch nicht mehr Nein 
sagen zu Mädchenbeschneidungen, 
zu Zwangsheiraten, zu Dispen-
sierungen von Mädchen vom 
Schwimmunterricht, zum Tragen 
von Ganzkörperverschleierungen 
am Arbeitsplatz usw. All dies wird 
früher oder später im Namen der 
Religionsfreiheit verlangt werden. 
Bereits heute wird in vielen Län-
dern Europas die Einführung des 
islamischen Rechts – der Scharia – 
gefordert, was wiederum die man-
gelnde Integrationsbereitschaft ge-
wisser orientalischer Kulturkreise 
klar zum Ausdruck bringt. Die Ein-
führung oder die teilweise Tolerie-
rung einer solchen Rechtsordnung 
würde das Ende unserer fortschritt-
lichen Zivilisation bedeuten. Des-
halb müssen wir dieser Entwick-
lung hier und jetzt eine Grenze 
setzen. Das Motiv hinter der Mina-
rett-Initiative ist klar: «Wehret den 
Anfängen!» Verteidigen wir unsere 
freiheitlichen Errungenschaften 
und sagen wir dem religiösen Frie-
den und unserer Freiheit zuliebe Ja 
am 29. November 2009!

Von 
Olivier 
Kessler, 
Kantonal-
sekretär 
SVP SZ 
8832 Wol-
lerau

Als ob es nur um unsere poli-
tischen und wirtschaftlichen 
Interessen ginge
Insbesondere Bundesrätin Calmy-
Rey verweist bei ihren Stellung-
nahmen zur Minarettverbotsinitia-
tive gerne auf unsere finanziellen 
und wirtschaftlichen Verflech-
tungen mit den islamischen Län-
dern und meint dabei gar, wir wür-
den diese bei einer Annahme der 
Vorlage «vor ·den Kopf stossen». 
Tatsache ist jedoch, dass sich die-
se gemässigt eingestellten Staaten 
in ihren Kommentaren bisher sehr 
zurückhaltend verhielten. Sodann 
ist zu bedenken, dass dieselben 
genauso auf den «Goodwill» der 
Schweiz angewiesen sind. Den In-
itianten der umstrittenen Vorlage 
geht es denn auch einzig darum, 
unser Land gegen die als islamis-

tisch und damit als terroristisch 
zu Recht gefürchteten Kreise ab-
zusichern, wollen doch diese die 
gesamte nicht-islamische Bevölke-
rung der Sharia unterwerfen. Dies 
wird uns in der Tat laufend vor Au-
gen geführt. Dabei werden immer 
wieder die schlimmsten Mittel der 
Gewalt eingesetzt. Da werden bei-
spielsweise von Christen bewohnte 
Ortsteile über Nacht überfallen, 
deren Behausungen und Kirchen 
gebrandschatzt und die Bewohner 
umgebracht. Was sich diesbezüg-
lich bis in die jüngste Zeit hinein 
namentlich im Osten von Indone-
sien und in mehreren Provinzen 
im Norden von Nigeria abspielte, 
sollten wir endlich als ernste War-

nung zur Kenntnis nehmen. Haben 
wir etwa bereits vergessen, dass 
dieselben islamistischen Kreise 
auch in der westlichen Welt bereits 
zu schweren terroristischen Schlä-
gen auszuholen vermochten, so na-
mentlich am 11.9.01 in den USA 
mit insgesamt 3’015 Toten und am 
11.3.04 in Madrid mit 191 Toten 
und über 2’000 Verletzten! 
Werden die vielen Beschwichtiger, 
wie sie in politischen und selbst 
in kirchlichen Kreisen anzutreffen 
sind, erst dann den Ernst der Lage 
erkennen, wenn die Gefolgsleute 
von Bin Laden einmal auch bei uns 
solch blutige Szenarien verwirk-
lichen konnten? Dieselben «Gut-
menschen» würden dann auch mit 
grösster Ernüchterung feststellen 
müssen, wie unklug es war, darauf 
zu drängen, dass die Armeeangehö-
rigen ihre Waffen samt Munition in 
Zeughäusern aufbewahren sollten. 
Wohl ist es wichtig, dass wir den 
militanten Islamismus wegen der 
Verletzung wichtiger Menschen-

rechte (mangelnde Religionsfrei-
heit, Ritualmorde, Genitalverstüm-
melungen, Ungleichbehandlung 
der Frau) verurteilen, doch wäre 
es noch so sträflich, darüber hinaus 
den weltweit geplanten Terroris-
mus nicht sehen zu wollen. Der 
inneren Sicherheit muss in der Tat 
unsere vorrangige Aufmerksamkeit 
geschenkt werden, dies namentlich 
im militärischen Bereich. Gemäss 
Verfassung zählt der Schutz der Be-
völkerung zur wesentlichen Auf-
gabe unserer Armee. Laut neuern 
Berichten aus Bern ist man sich an 
zuständiger Stelle der Wichtigkeit 
dieser vorrangigen Aufgabe zuse-
hends bewusst geworden, und es 
bleibt nur zu hoffen, dass sich auch 
bei unsern Parlamentariern die Ein-
sicht durchsetzen wird, dass dem 
Schutz der Bevölkerung vor Ter-
roranschlägen der absolute Vorrang 
einzuräumen ist. 

Traugott Voegeli-Tschirky,  
Konsul i.R., 5325 Leibstadt/AG

Bitte aus organisatorischen Gründen rasch anmelden!

Herzliche
Einladung

Freitag, 4. Dezember 2009
19.30 Uhr
Restaurant Kreuz, 3303 Jegenstorf
Solothurnstrasse 2, 3303 Jegenstorf (2 Gehminuten von 
RBS-Station Jegenstorf, vis à vis Kirche).  
Fondue Chinoise à discrétion inkl. Salate vom Buffet für 
pauschal nur Fr. 39.99 (exkl. Getränke, Studenten/Lehrlinge 
10 Franken Rabatt). Autofahrer benutzen auf der A1 die 
Autobahnausfahrt Schönbühl. 

Anmeldung (bis 29.11.2009 einsenden)

Name:  Vorname:

PLZ/Ort:

Telefon/Natel:  Anzahl Personen:

Bitte Anmeldetalon raschmöglichst einsenden an: 
Junge SVP Schweiz, Fondue-Plausch, Postfach 6803,  
3001 Bern
Fax: 031 398 42 02   Mail: hess@jsvp.ch
oder via Telefon oder SMS anmelden unter: 079 328 77 86

Fondue Chinoise 
à discrétion 
zum Spezialpreis 
von Fr. 39.99 
(Lehrlinge/Studenten Fr. 29.99)
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Die Klimahysterie ist eine moderne Zeiterschei-
nung. Neben diesem Phänomen gibt es parallele 
Erscheinungen, die identische Gesellschafts-
Merkmale aufweisen. Aktuelles Beispiel ist die 
Diskussion zum Thema «Alternativmedizin in 
der Grundversicherung». Durch das Platzen der 
Blasen «Ozonloch» und «Waldsterben» verloren 
die Grünen und die Linken einen tragenden Pfei-
ler ihrer Existenzberechtigung. Dringend musste 
Ersatz für die abhanden gekommenen Horror-
szenarien gefunden werden. Die Regierung von 
US-Präsident Clinton nahm das Thema C02 und 
Klimaschutz dankbar auf. Plötzlich wurde Kli-
maforschung von den US-Demokraten und den 
Linken und Grünen in Europa neu definiert und 
mit Steuergeldern überhäuft. Eine Wissenschaft, 
die bisher weitgehend ein Mauerblümchen-Da-
sein gefristet hatte, erhielt Geld und den Auftrag, 
anhand statistischer Klimadaten den bevorste-
henden Weltuntergang zu beweisen. In dem Mo-
ment hätten die Klimaforscher gestehen müssen, 
dass sie den Erwartungen nicht gerecht werden 
können, weil Methoden, Kenntnisse, Modelle 

und ausreichend gesichertes Wissen über Pro-
zesse und Zusammenhänge fehlen. Keiner mel-
dete sich; denn das Geld lockte. Universitäten, 
Klimaforscher, im Verein mit Linken, Grünen 
und NGO’s, genossen und geniessen auch heute 
das viele Geld und das weltweite Interesse an 
ihrer Arbeit – wer könnte es ihnen vergönnen. Es 
wurde und wird sehr viel Geld in Technologie, 
Einrichtungen, Expeditionen, Konferenzen u. ä. 
investiert und Klimaforscher und ihre Sponsoren 
überbieten sich in der Veröffentlichung von Er-
kenntnissen, Statistiken, Berechnungen und Pro-
gnosen mit dem Ziel, Publizität zu erreichen, 
eine weltweite Untergangsangst zu schüren 
und Forschungsgelder in die Höhe zu treiben. 
Der Zweck heiligt die Mittel. Die Qualität der 
Forschungsarbeit bleibt dabei auf der Strecke. 
Bekanntestes Beispiel: der irreführende Klima-
beitrag von Al Gore. 
Vor diesem Hintergrund sind das «Europäische 
Institut für Klima und Energie», die «Klimakon-
ferenz in New York» und Publikationen wie 
«Klimahysterie» von Michael Limburg eine 

Notwendigkeit, um 1. die Ehre der Wissenschaft 
zu retten, 2. den interessierten Bürgern die Au-
gen zu öffnen und 3. möglicherweise die Welt 
gerade noch rechtzeitig vor den katastrophalen 
Folgen des «grünen Wahns» zu bewahren. 
Ein einprägsamer Vergleich von Klimaforschung 
mit Meteorologie: beides sind sogenannt exakte 
Wissenschaften. 
«Meteorologie verhält sich zu Klimaforschung 
wie Schulmedizin zu Alternativrnedizin» 
Meteorologen wissen, dass sie das Wetter nur 
kurzfristig und immer nur annähernd voraussa-
gen können. Klimaforscher können die Zukunft 
und den Weltuntergang exakt vorausberechnen. 
In diesem Zusammenhang stellen sich u. a. fol-
gende Fragen: 
1. Wer, ausser der Klimaforschung, sind die 
Nutzniesser der C02-basierten, weltweiten Un-
tergangsangst? 
2. Wie unterscheidet sich ein moderner Klima-
forscher von einem Voodoo-Priester.

Hans U. Schmid, 3000 Bern 22 

Quelle sensation ! Ueli Maurer, un conseiller 
fédéral UDC qui veut faire de l’armée suisse 
la meilleure du monde, renonce à l’achat de 
nouveaux avions de combat pour remplacer 
une cinquantaine de vieux Tiger et ce, dix 
mois à peine, après son entrée en fonction. 
A défaut d’avoir les avions, Ueli Maurer a 
déposé une jolie bombe !

La mass média n’a d’ailleurs pas manqué de 
lui la faire exploser en pleine figure en estimant 
que sa position était un scandale et qu’il devait 
imprérativement faire un choix. Cette annonce 
sonne un coup de gueule d’un ministre à qui 
ont demande de dé-
crocher la lune mais 
à qui on n’accorde 
aucun moyen pour 
construire la fusée.
En effet, l’Armée 
XXI a été prévue 
avec un budget an-
nuel de CHF 4.3 
milliards mais n’a 
jamais pu obtenir 
ce montant. Tout au 

mieux, l’armée a reçu CHF 3.7 à 3.8 milliards, 
soit un demi-milliard par année en moins que 
promis. De 2004 à 2008, le Parlement a eu à 
faire avec Samuel Schmid qui n’a jamais osé 
rappeler au Parlement ses incohérences et dont la 
force de caractère n’était pas la première de ses 
qualités. Cette faiblesse aura eu raison de lui et 
l’a poussé à la démission dans les circonstances 
que l’on connait.
Par sa décision tranchée (soit l’armée obtient 
son demi-milliard qui lui revient et nous ache-
tons les avions, soit l’armée devra se passer de 
ses avions), Ueli Maurer met le Parlement et le 
Conseil fédéral devant ses responsabilité. En 
effet, si vous devez un projet, soit vous avez le 
budget soit vous ne mener pas le projet. Par son 
coup de froce médiatique, Ueli Maurer a obligé 
la Commission de la sécurité du Conseil national 
de reconnaître cette incohérence entre le but fixé 
et les moyens alloués et à demander au Conseil 
fédéral d’enfin respecter le budget de CHF 4.3 
milliards alloué à l’armée. Le Conseil fédéral, 
habitué à réduire les revendications de Samuel 
Schmid au silence, se réveille brutalement et 
découvre qu’Ueli Maurer et prêt à exercer la 
pression nécessaire sur ses pairs. Finalement, 

Ich gratuliere der Jungen SVP, dass sie das Thema «Qualität und 
Zuverlässigkeit der Grundlagen der Klimapolitik» aufgreift.

Avions de combat : Ueli Maurer a raison !

Les dépenses liées à la Défense nationale (es-
timée à 4,5 milliards dans ce rapport*) ne re-
présente que 8% des dépenses globales de la 
Confédération. Soit la troisième plus modeste 
dépense après l’aide à l’agriculture et les rela-
tions avec l’étranger.
Aujourd’hui, seulement 3,7 milliards sont réelle-
ment alloués à l’armée ce qui l’empêche de 
réaliser ses missions de sécurité du territoire 
de l’espace aérien suisse.

*source : Chancellerie fédérale, les finances de 
la Confédération en bref 2008

De 
Kevin Grangier,
coordinateur 
Romandie JUDC 
Suisse

 

Les dépenses liées à la Défense 
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que 8% des dépenses globales de 
la Confédération. Soit la troisième 
plus modeste dépense après l’aide 
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territoire de l’espace aérien suisse. 
 
*source : Chancellerie fédérale, les 
finances de la Confédération en 
bref 2008 

 

c’est le Parlement qui aura le dernier mot et 
qui prendra la responsabilité d’investir dans ses 
avions de combat ou qui laissera tomber l’armée.
Les yeux seront donc braqués sur le PLR et le 
PDC, partis qui devront se déterminer quant à 
l’avenir des forces aériennes et prendre désor-
mais au sérieux les revendications d’un départe-
ment de la défense resté silencieux depuis 4 ans 
mais dont le nouveau chef entend bien mener sa 
mission jusqu’au bout.

Foto: ZVG
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Nombreuses sont les fois où les Jeunes UDC 
sont attaqués verbalement par les médias. Egale-
ment par un entourage qui ne comprend pas leurs 
opinions. L’UDC est considérée et par la même 
occasion, critiquée tant par la presse que par la 
gauche de parti de « vieux ».
La réalité est toute autre. L’UDC est le parti qui 
compte le plus de jeunes au niveau national avec 
plus de 7100 membres. D’aucuns diront qu’il ne 
s’agit que de chiffres. C’est faux !

Des sections Jeunes, les Jeunes UDC consti-
tuent la première force politique dans ce pays. 
Le référendum contre la libre circulation en est 
un exemple. Au final, se sont plus de 40 % des 
votants qui ont suivis ce mot d’ordre.
Longtemps, on les a ignorés, puis il fallait faire 
avec eux, dorénavant, ils font l’actualité poli-
tique. Ces jeunes se mobilisent et luttent avec 
conviction pour une Suisse forte depuis plus 
de quarante ans. En effet, la première section 
Jeunes a été crée en 1968 à Berne.
Ces jeunes sont à l’écoute de l’ensemble de la 
population, tant des familles, des entreprises que 
des jeunes citoyens qui demandent qu’un avenir 
plus prospère. Ils sont ouverts d’esprit, cultivés 
et viennent de tout horizon. Cela leurs constitu-
ent une force que d’autres n’ont pas.
En conclusion, nous luttons pour notre indé-
pendance, notre souveraineté ainsi que notre 
neutralité. Nous assurons déjà votre avenir pour 
notre Suisse.

Le 5 avril dernier, les citoyens du canton de 
Neuchâtel ont élu leurs nouvelles autorités can-
tonales.
La section Jeunes UDC Neuchâtel a fait liste 
commune avec la section mère. En présentant 
6 candidats.
Malgré une perte de 3 sièges passant de 17 à 14 
députés UDC sur 115, le peuple neuchâtelois a 
décidé de faire confiance à notre section en éli-
sant 2 représentants au Grand Conseil. Florian 
Robert-Nicoud, 24 ans et président de la sec-
tion Jeunes (Val-de-Travers) ainsi que Damien 
Schär, 19 ans et secrétaire de la section Jeunes 
(Colombier).

De plus, nous aurons un député suppléant, en 
la personne de Mickaël Esseiva, 19 ans et vice-
président de la section Jeunes.
L’avantage pour l’UDC durant ces 4 prochaines 
années c’est d’avoir et de savoir qu’il y a une 
section jeune qui est derrière et qu’il faut comp-
ter avec. Malgré la jeunesse de cette section 
(création le 31 octobre 2008) nous sommes déjà 
actifs en organisant des stands d’information et 
en étant représenté au Grand Conseil, dans 2 
parlements communaux et dans les comités de 
plusieurs sections locales.
Nous le savons déjà, nous allons au devant d’une 
législature difficile tant la majorité à gauche a 
progressée dans son aille la plus dure (POP-
Verts-Solidarités).
La gauche veut tout faire, mais le financement 
reste un mystère. L’UDC quand à elle voit juste 
et propose des idées réalisables et non utopiques.
Notre but principal lors de cette prochaine légis-
lature sera de donner une sensibilité jeune dans 
les débats et de refaire une politique sur la ligne 
de l’UDC nationale.
N’hésitez pas, chers Jeunes UDC à vous portez 
candidat aux élections dans vos villages ou dans 
votre canton, nous sommes l’avenir !

Jeunes et ouvert d’esprit

Retour sur les élections 

De
Florian Robert-
Nicoud, 
Député et président 
des Jeunes UDC 
Neuchâtel

De
Damien Schär, 
Député et secrétaire 
des Jeunes UDC 
Neuchâtel

Mais que fait la  
police? 
La fonction de policier a cela de difficile, que 
son travail peut être impopulaire mais nécessaire 
ainsi que, voué aux éloges communautaire. 
Ce paradoxe met le policier dans une situation 
hors du commun d‘autant plus, que contraire-
ment à ce que beaucoup disent, sa marge de 
manœuvre et restreinte par les politiques. 
En tant que politicien et, aillant survolé le rôle 
de policier à l‘armée (grenadier de la police mi-
litaire), je vous propose une petite réflexion en 
trois points sur notre police genevoise. 
– Premièrement, je pense que nous devons im-
pérativement assainir les quartiers chauds tels 
que les Pâquis. Que ce soit via une plus grande 
présence policière, des caméras de surveillance 
ajustées et réfléchies ou encore, des agents mu-
nicipaux. 
Nous nous devons d‘appliquer une tolérance 
zéro envers certaines parias tels que : les dealers, 
les proxénètes ou encore le «petit» brigandage 
organisé. 
– Deuxièmement, nous devons donner les mo-
yens nécessaires à leurs charges, que ce soit 
sur la question des TASER ou, par exemple du 
matériel sanitaire de qualité en large suffisance. 
Lors de ma formation le point sanitaire fût gran-
dement mis en avant, il faut que vous sachiez que 
des cas de tuberculose ont été décelés en Suisse, 
depuis l‘arrivée des mendiants. Cette maladie 
parmi bien d‘autres se transmet par la salive 
(c‘est pour cette raison qu‘au début du XXème 
siècle les trottoirs publique étaient maculés de 
l‘inscription «Il est interdit de cracher sur le 
trottoir»), nos agents de l‘ordre ont tous les jours, 
en plus des risques de coups de couteau ou autre, 
des risques sanitaires plus élevés que la norme. 
– Troisièmement, nous devons afin de pouvoir 
répondre aux tâches de sécurité, donner des or-
dres de priorité et redéfinir les tâches policières. 
Le policier est pour moi, le seul fonctionnaire où 
il est essentiel de regarder l‘efficacité au lieu de 
la rentabilité. Pour ce faire, payer desfonction-
naires hautement qualifiés une petite fortune afin 
donner des amendes de parque est une fumisterie 
sans nom envers nos concitoyens, qui ont besoin 
avant tout d‘être protéger. Je ne comprends pas 
en quoi une formation sur les armes, le droit 
pénale, la psychologie etc. est nécessaire pour 
poser des contraventions. 
Je vais conclure en ces quelques lignes qui résu-
ment brièvement, ce qui est nécessaire pour une 
police des plus efficaces sur le canton et répu-
blique de Genève. Tout en favorisant l’utilisation 
de leurs multiples et complexes compétences 
acquises durant leurs longues formations. Don-
ner des tâches définies a nos agents, leur offrir un 
matériel de qualité et capable de répondre à leurs 
devoirs, et finalement être plus efficace dans le 
domaine de la justice. 
Je tiens à saluer et remercier nos agents de 
l‘ordre qui ont, une mission ardue, mal reconnue 
et ce qui nous permet d‘avoir une vie acceptable 
en respectant nos us et coutumes. 

Xavier Schwitzguébel Président JUDC-Genève. 

Die Junge SVP Schweiz informiert 

Die 120 Delegierten sprachen sich in Mendrisio 
für folgende Parolen aus:
Ein einstimmiges JA zur Minarett-
Initiative

Ein einstimmiges NEIN zum Verbot 
von Kriegsmaterial-Exporten
Die Junge SVP Schweiz lehnt die GSoA-Initiati-
ve entschieden ab. Ein Exportverbot von Kriegs-
material zerstört Tausende wichtige Arbeitsplät-

ze in der Schweiz und schädigt die Wirtschaft, 
Forschung und Technologie. 
Ein deutliches JA zur Spezialfinan-
zierung des Luftverkehrs
Im Rahmen der Delegiertenversammlung wur-
den auch die neu gegründeten Sektionen Uri 
und Nidwalden neu in die Junge SVP Schweiz 
aufgenommen. 
Erich J. Hess, Stadtrat, Parteipräsident
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Klimaerwärmung: reine Angstmacherei?
Seit Jahren wird die kommende Klimakatastrophe prophezeit. Die Filmindustrie ihrerseits bringt dauernd neue Filme in die Ki-
nos, welche uns weis machen wollen, dass der Weltuntergang vor der Türe stünde. Dabei stellt sich die Frage: Ist dies nicht 
reine Angstmacherei, um ein Klima der Angst zu schaffen und damit von den wahren Problemen abzulenken? Einige Forscher, 
welche sich gegen die Klimahysterie wenden, sollen nun zu Wort kommen.

Eine britische TV-Dokumentation mit dem Titel 
«Der Klimaschwindel» stellt das gängige Kli-
makatastrophenszenario in Frage, insbesondere 
die Auffassung, dass der Mensch schuld an der 
Klimaerwärmung sei.

Der Mensch ist nicht schuld am 
Klimawandel!
Klimaforscher John Christy sagt dazu, er könne 
nicht verstehen, warum CO2 ein Schadstoff sein 
solle, schliesslich sei dieses Gas Voraussetzung 
für alles Leben auf der Erde (Pflanzenwachs-
tum). Weiter erklärt er, dass es in früherer Zeit 
nachweislich CO2-Konzentrationen gab, welche 
um ein Vielfaches höher waren als heute! Gab 
es denn vor Millionen Jahren schon Autos und 
Fabriken, welche CO2 in die Luft pusteten? Von 
linken Ökos und dem UNO Weltklimarat IPPC 
wird weiter behauptet, dass allein CO2 und damit 
der Mensch für die Klimaerwärmung verant-
wortlich sei. Dies überrascht eigentlich nicht 
angesichts der Tatsache, dass der IPPC mit dem 
Auftrag gegründet wurde, zu beweisen, (!) dass 
der Mensch schuld sei! Der Umweltforscher 
Fred Singer hat diese These klar widerlegt. Er 
erklärt, dass, wenn sich das Klima erwärmt, die 
Temperatur steigt, aber erst Jahre später die CO2 
Konzentration zunimmt. Das heisst: CO2 kann 
nicht die Ursache der Erwärmung sein!
So ist z. B. sowohl die CO2-Konzentration und 
die Temperatur bis 1940 angestiegen. Während-
dem dann die Temperatur sank, stieg der CO2-
Wert in der Luft weiter an. 35 Jahre lang wurde 
es jedoch trotzdem immer kälter und jeder, der 
damals behauptet hätte, dass mehr CO2 in der 
Luft mit höherer Temperatur gleichgesetzt wer-
den könne, wäre für verrückt erklärt worden. Die 
gleichen Medien, welche heute die Klimakata-

strophe durch Erwärmung voraussagen, propa-
gierten damals eine kommende Eiszeit! Ende der 
siebziger Jahre forderte die US-Akademie der 
Wissenschaft Steuergelder, um die dramatische 
globale Abkühlung zu bekämpfen. Doch plötz-
lich stieg die Temperatur wieder an. Dieselbe 
Akademie fordert heute Steuergelder, um die 
globale Erwärmung zu bekämpfen!
All dies bringt die gängige Theorie von globaler 
Erwärmung mit dem Mensch als Sünder bereits 
gewaltig ins Taumeln.

Führt die Klimaerwärmung zu mehr 
Unwetter?
Doch was ist mit den vielen Stürmen und Ka-
tastrophen in den letzten Jahren? John Christy 
weist dabei auf die Statistik der Hurricans in den 
USA hin. Obwohl es zyklische Schwankungen 
gibt, dass heisst ein paar Jahre gibt es mehr 
Stürme und die Jahre darauf wieder weniger, 
sind sowohl die Stärke als auch die Anzahl der 
Stürme seit 1850 konstant geblieben. Es gibt also 
heute nicht mehr Stürme, als z. B. vor hundert 
Jahren.

Durch Angst fliesst Geld!
Weiter muss berücksichtigt werden, dass es in 
der heutigen Klimadiskussion um viel Geld geht 
und eine gewisse Angst bewusst geschürt wird. 
Der Publizist Christopher Monckton meint dazu: 
«Wissenschaftler wissen, wenn sie Forschungs-
gelder brauchen, gibt es nichts Besseres, als 
ordentlich Angst zu erzeugen und die Angst vor 
der globalen Erwärmung ist die Beste, die For-
scher je erfunden haben.»

Was nun…?
Somit ist die Frage des Klimas wohl doch nicht 
so einfach, wie es manche Politiker gerne hät-
ten. Ich bin zwar kein Naturwissenschaftler, 
jedoch erkennt jeder, der sich mit der besagten 
Thematik etwas genauer beschäftigt, dass es in 
der gängigen Klimahysterie-Story einfach zu 
viele Unstimmigkeiten gibt. Gerade auch die 
Tatsache, dass namhafte Forscher, darunter gar 
Nobelpreisträger, aus dem Weltklimarat IPPC 
ausgeschlossen wurden, da sie eine abweichende 
Meinung vertreten, sollte doch zu denken geben. 
Es wäre höchste Zeit, dass unsere Partei dieses 
Thema nicht mehr aus Angst links liegen lässt, 

Von 
Michael Kreuzer
Grossrat (Suppl.) 
Präsident Junge 
SVP Oberwallis 
3904 Naters

«Klima-Schutz»? – Abkassieren!
Unterstützt die Initiative gegen den

www.klima-schwindel.com
IKLIS, PF 56, 4011 Basel

sondern es aufgreift, den mundtot gemachten 
Forschern eine Stimme gibt und das Schweizer 
Volk über einen womöglich fatalen Irrglauben 
aufklärt, für den wir einen volkswirtschaftlich 
hohen Preis bezahlen. Denn im Angesicht der 
Wirtschaftskrise können wir uns einen womög-
lich völlig übertriebenen Klimaschutz nun wirk-
lich nicht mehr leisten. 

Mir fehlt der  
Glaube 
«Das Wetter macht, was es will», ein Sprich-
wort. das immer seine Bedeutung behält. Solan-
ge die Wissenschaft nicht beweisen kann, dass 
wir Menschen an einer Klimaerwärmung schuld 
sind, gilt ein anderes, bedeutungsvolles Sprich-
wort: «Mir fehlt der Glaube». Die Wissenschaft 
einer physikalischen Richtung ist der Wahrheit 
verpflichtet. Auch die Klimawissenschaft ist 
keine Ausnahme. Sie kann sich also nicht nur 
auf Annahmen oder auf Möglichkeiten stützen. 
Folglich ist bei einer Klimaänderung auch nicht 
von menschlicher Schuld zu reden. Jedoch für 
die Umweltverschmutzung sind wir Menschen 
voll verantwortlich. 
Seit Jahrhunderten spielt das Klima nicht so, wie 
Menschen wollen. Aber man nahm das Klima 
als Teil der Natur und nicht wie heute als sen-
sationelle Schreckensstory und Milchkuh. Der 
aufschlussreiche Bericht über «Warme Winter» 
vergangener Jahrhunderte lässt uns die Klima-
berichte von heute in einem anderen Lichte 
erscheinen. 

Warme Winter 
1172 waren im Winter die Bäume neu belaubt 
und die Vögel fingen an Nester zu bauen. 1289 
gab es gar keinen Winter und die Temperatur 
war so frühlingsmässig um Weihnachten, dass 
die jungen Mädchen sich zu diesem Feste mit 
Veilchen schmückten; 1341 standen die Bäume 
im März in Blüte, im Mai gab es reife Kirschen; 
1538 entfalteten die Gärten schon im Dezember 
und im Januar ihren vollen Blütenschmuck; 
1572 waren die Bäume im Februar grün, ebenso 
1588. In den Jahren 1607 gab es keinen Winter; 
1659 gab es keinen Schnee und keinen Frost; 
1722 brauchte man im Januar in Deutschland 
nicht mehr zu heizen und blüten im Februar 
sämtliche Bäume. Auch 1807 gab es gar keinen 
Winter. Noch in frischer Erinnerung sind die 
milden Winter von 1834 und 1846. In Petersburg 
wurde 1780 das Neujahr mit 8 Grad Wärme 
gefeiert. 

Max Matt, 9450 Altstätten
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Grüezi Herr Grunder 

Ich freue mich darüber, dass es die BDP gibt. 
Vor allem freut mich, dass sich nun die Spreu 
(BDP) vom Weizen (SVP) getrennt hat. 
Glaubt man der letzten Ausgabe der Weltwoche, 
(was ich gefühlsmässig tue) so konnte der SVP 
nichts Besseres geschehen als die Trennung von 
Ihnen und Ihresgleichen. Das Niveau der SVP 
wurde gehoben. Dafür gebührt Ihnen schon 
Dank. 
Noch sind die Titel und Amtsbesetzungen der 
BDP Resultat der Trittbrettfahrerei bei der SVP, 
die Sie für Ihr persönliches Ego nutzen konnten. 
Das ist nun vorbei. Freude herrscht. Von anfäng-
lich 2 Bundesräten ist nun noch kurze Zeit eine 
dabei, und dann ist auch das eine Geschichte mit 
unrühmlichem, aber vergangenem Hintergrund. 
Ob Sie und Ihre Partei nach den nächsten na-
tionalen Wahlen noch mit einer Bundesrätin 
und in Fraktionsstärke Wahlresultate als Erfolge 
melden könnten, wage ich zu bezweifeln. Ich 
glaube kaum, dass Sie wiedergewählt werden. 
Vielleicht treten Sie ja vorzeitig zurück mit 
irgendwelchen «glaubhaften Gründen» wie Ge-
sundheit, Familie, Geschäft etc., um sich die 

Schmach der Abwahl zu ersparen. 
Ich glaube eher, dass sich dann die Zeit der 
Sternschnuppe dem Ende zuneigt und die BDP 
verschwindet, wie sie gekommen ist. 
Man darf sich ja etwas wünschen, während eine 
Sternschnuppe sichtbar wahrgenommen wird. 
Mein Wunsch ist, dass die SVP (Weizen) dank 
Ihrer Abspaltung stärker, noch kräftiger, noch 
offener, noch ehrlicher wird und in Zukunft 
vermehrt darauf achtet, dass ihr Gedankengut 
getragen wird von ehrlichen und patriotischen 
Persönlichkeiten, die für und nicht von der 
Politik leben. Von Leuten, die sich für eine 
eigenständige, direktdemokratische und starke 
Eidgenossenschaft einsetzen und dafür leben. 
Von Leuten eben, denen man Achtung und 
Vertrauen schenken kann und die den Auftrag 
vom Volk ernsthaft und mit bestem Wissen und 
Gewissen erfüllen. 
Ich wünsche Ihrer Partei ein Gedeihen von Intri-
gen, Vetterliwirtschaft, Korruption und alldem, 
was für die Schweiz schädlich ist. 
So werdet Ihr messbar und verschwindet von 
der Landschaft, was niemandem ausser Ihren 
Egos schaden wird. Mit Recht. 
So gesehen finde ich es ja gut, dass es die 
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Schweizer Verkehrspolitik – ein Auto 
ohne Räder 

Die Schweizer Umweltpolitik hat tiefe Wurzeln. 
Anfänglich eine Erfolgsgeschichte: Man konnte 
in freien Gewässern wieder baden, die Natur 
wurde wieder ansehnlich und der Müll wurde 
umweltfreundlich verbrannt. Doch dann, in den 
Achtzigern, kamen unsere Grünen «Freunde» 
auf mit ihren völlig «revolutionären» Forde-
rungen, angehaucht von der 68er Bewegung. 
Danach begannen die Grünen Fuss zu fassen und 
es fing langsam an. Der ÖV wurde mit horrenden 
Summen ausgebaut und Geld wurde in Projekte 
gesteckt, die entweder nicht bis ins Detail gelöst 
sind, z. B. die Neat-Strecke nach Lugano, oder 
die Lötschbergstrecke, die halbfertig eröffnet 
wird und noch lange nicht eine brauchbare Ka-
pazität besitzt. Trotz dieser horrenden Verschul-
dung durch diese Projekte des ÖVs stehen die 
Leute noch heute in den Zügen und die Züge 
platzen fast; da frage ich mich echt, was haben 
diese Investitionen gebracht? Wo hätte man das 
Geld besser investiert? 
Diese Frage lässt sich einfach beantworten: Man 
hätte die Steuergelder besser in den Verkehr 

investiert. Zum Beispiel in eine Gotthardröhre 
mit zwei Spuren oder endlich mal einen Zürcher 
Stadttunnel, anstatt die teure Westumfahrung, 
welche sowieso nie richtig genutzt werden wird. 
Der Verkehr wird wie bisher vorwiegend durch 
die Stadt rollen. 
Trotz dieses Ausgabenrausches wollte der Bund 
den Verkehr nie auslassen, doch beidesmal wur-
de falsch investiert, entweder zu überstürzt oder 
einfach zu teuer, den Grünen sei Dank. 
Seitdem es die Grünen gibt, begann neben diesen 
horrenden Ausgaben ebenfalls die Schikanie-
rung der Autofahrer. Immer irgendwo im Stau 
stehen, hohe C02-Abgaben und hohe Mineral-
ölsteuern. Genau in dieser Wirtschaftskrise sind 
solche Abgaben fatal, aber damit noch nicht 
genug, die Radarkontrollen und fixen Überwa-
chungsanlagen nehmen explosionsartig zu. Dazu 
kommt, dass man diese Bussen nicht mal von der 
Steuer abziehen kann. Aber wie gesagt, diese 
horrenden, falschen Ausgaben müssen ja auch 
wieder reinkommen, da bezahlen wir Bürger 
dann für die Dummheit mancher Politiker und 
des Bundes. 
Darum müssen wir auch weitere Konjunkturpa-
kete verhindern, die nur den öffentlichen Verkehr 
unterstützen. Wichtig wäre es, die Abgaben und 
Steuern zu senken, im Besonderen die Mineral-
ölsteuer und die C02-Abgabe. Mir wird immer 
mehr klar, was die Schweizer Verkehrspolitik 
wirklich ist, ein Auto ohne Räder, welches drin-
gend repariert werden muss. Das Auto braucht 
aber kein neues Lenkrad oder neue Ledersitze, 
sondern endlich einmal Räder!

Von  
Elias Hörhager  
8735 St.Gallen-
kappel

Offener Brief an BDP-Nationalrat Hans Grunder

«Spreupartei» gibt. 
Ich hoffe auch, dass Sie und Ihresgleichen auch 
nicht mehr in der Arena zu Gast sein werdet und 
das Niveau dieser Sendung noch weiter senkt. 
Bla, bla, bla ist ohne Sie schon bestens und mehr 
als zur Genüge vertreten. 
Ich wünsche Ihnen den Erfolg, für einige Zeit 
gute Schweizer Geschichte geschrieben zu ha-
ben, um als Beispiel zu wirken, wie man es eben 
nicht macht.
Ich finde es beschämend, als Berner in Zürich 
einem Berner aus dem Emmental solche Zeilen 
schreiben zu müssen. Mit der Ihnen gebüh-
renden Hochachtung 

Köbi Möri, 8050 Zürich

jetzt auch im Netz
www.zeitungidee.ch

Spenden in WIR

Sie können Spenden an  
DIE IDEE auch in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA an DIE IDEE, 
Postfach 6803, 3001 Bern senden.

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.
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Kaktus an: Rose an:

Jürg MartiPeter Eberhart

Seitenhiebe 

Der Schandfleck Berner Reit-
schule nimmt sich einmal mehr 
eines politischen Themas an und 
die Betreiber zeigen damit ihr 
wahres Gesicht. 20 Jahre nach 
dem Fall der Berliner Mauer zei-
gen sie im Kino der Reitschule 
Produktionen der Deutschen Film 
AG und vom Leben und Arbeiten 
in der ehemaligen DDR und den-
ken wohl wehmütig an diese Zeit 
zurück.

Die Junge CVP unter Präsident 
Simon Oberbeck will, dass alle 
aus der Kirche ausgetretenen Per-
sonen den eingesparten Betrag an 
eine gemeinnützige Organisation 
oder eine Glaubensgemeinschaft 
einzahlen müssen. Vordringlicher 
wäre es jedoch, dass sich die Kir-
che wieder um ihre Mitglieder 
kümmert und weniger Politik be-
treibt, so würden auch weniger 
austreten. Das aktuelle Engagment 
der Landeskirchen gegen die Mi-
narettiniative zeigt doch deutlich 
auf, dass nur die dümmsten Kälber 
ihre Metzger selber auswählen.

Der linke Berner SP-Regierungsrat 
Philippe Perrenoud sitzt schon 
lange schief im Sattel und bangt 
um seine Wiederwahl im 2010. 
Der junge und initiative FDP-Kan-
didat, Sylvain Astier aus Mou-
tier, wird dabei aktiv von der SVP 
unterstützt, damit der garantierte 
Jurasitz endlich wieder bürgerlich 
wird. Perrenoud sucht nun für den 
altershalber zurücktretenden Kan-
tonstierarzt (SVP-Mitglied Pro-
fessor Dr. med. Hans Gerber) im 

Amtsblatt des Kantons Bern per 
Inserat ab 1. 3. 2010 eine Nachfol-
ge. Am Schluss der Inserates steht: 
«Über Bewerbungen von Frauen 
freuen wir uns besonders». Uns 
schwant Böses!

Die Schweizerische Vereini-
gung Pro Libertate gedachte im 
Schloss Jegenstorf mit einer ein-
drücklichen Feier des 70. Jahres-
tages der Kriegsmobilmachung. 
BDP-Gemeindepräsident Bern-
hard Käser versagte der Feier 
seine Teilnahme. Ende Oktober 
wurde er nun vom Volk klar abge-
wählt und er wäre in Bälde wohl 
froh für solche Einladungen. Ein 
Aktivdienstveteran warf am An-
lass die Frage auf, wo eigentlich 
die seinerzeit von alt Bundesrat 
Samuel Schmid (BDP)an Korps-
kommandant Keckeis über-
reichte Fahne von General Guisan 
geblieben ist. Weiss hier jemand 
aus der Leserschaft die Antwort? 
Sachdienliche Hinweise nimmt die 
Redaktion gerne entgegen.
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Nach langem Hoffen und Bangen 
ist SVP-Grossrat Hans Küng aus 
Diemtigen leider verstorben. Er 
hatte bis zuletzt trotz Beschwerden 
pflichtbewusst an allen Sitzungen 
teilgenommen. Seine Nachfolge 
tritt der BDPler Peter Eberhart, 
Drogist aus Erlenbach, an. Er hat 
ohne jeglichen Anstand und ohne 
Respekt den Platz von Hans Küng 
übernommen und sich vereidigen 
lassen. Wer aus der SVP austritt 
und dann viel später bei der BDP 
wieder eintritt, sollte nicht nach 
Jahren noch von der SVP profitie-
ren und nachrutschen dürfen. Pfui!

BDP-Gemeinderat Jürg Marti aus 
Hasle-Rüegsau und Zuständiger für 
das Finanzressort hat sein auf einer 
SVP-Liste erzieltes Amt zur Verfü-
gung gestellt und damit den Weg frei 
gemacht, dass das Gemeinderatsamt 
wieder an die SVP zurückging. Dies 
nennen wir Anstand und belohnen 
diese vorbildliche Aktion eines jun-
gen Mitbürgers mit einer Rose. Jürg 
Marti hatte übrigens seinerzeit das 
Amt mit dem besten Ergebnis aller 
Kandidaten erreicht.

Abkürzung BdP
BdP als Abkürzung für Bund der 
Pfadfinderinnen ist tatsächlich er-
freulicher als .... Ich gebe noch zu 
bedenken, dass es allerorten Blind-
gänger gibt, diese müssen depo-
niert werden. Der entsprechende 
Ort heisst Blindgängerdeponie-
platz. Kürzel: BdP. 

Georg Stamm, 8424 Embrach/ZH

Im letzten Monat hat die UNO eine weltweite Umfrage durchgeführt. Die 
Frage war:
«Geben Sie uns bitte Ihre ehrliche Meinung zur Lösung der Nahrungs-
Knappheit im Rest der Welt.»
Die Umfrage stellte sich – nicht unerwartet – als Flop heraus. Warum?
– In Afrika wussten die Teilnehmenden nicht, was «Nahrung» ist.
– Osteuropa wusste nicht, was «ehrlich» heisst.
– Westeuropa kannte das Wort «Knappheit» nicht.
– Die Chinesen wussten nicht, was «Meinung» ist.
– Der Nahe Osten fragte nach, was denn «Lösung» bedeute.
– Südamerika kannte die Bedeutung von «bitte» nicht.
– Und in den USA wusste niemand, was «der Rest der Welt» ist.
No Comment!


